
 

 
 
 

Gesetz zur Umsetzung der Berufsanerkennungsrichtlinie  
und zur Änderung weiterer Vorschriften im Bereich der rechtsberatenden Berufe 

 
Vom 23.03.2017 

 
Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 
Artikel 1 

 
Änderung der Bundesrechtsanwaltsordnung 

Die Bundesrechtsanwaltsordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 303-8, veröffentlichten bereinigten Fassung, die zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 19. Februar 2016 (BGBl. I S. 254) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

BRAO Alte Fassung Neue Fassung Inkrafttreten 

§ 4 „Zugang zum Beruf des 
Rechtsanwalts“ 

Zur Rechtsanwaltschaft kann nur zugelassen werden, 
wer die Befähigung zum Richteramt nach dem Deut-
schen Richtergesetz erlangt hat oder die Eingliede-
rungsvoraussetzungen nach dem Gesetz über die 
Tätigkeit europäischer Rechtsanwälte in Deutschland 
vom 9. März 2000 (BGBl. I S. 182) erfüllt oder die Eig-
nungsprüfung nach diesem Gesetz bestanden hat. 
Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz ist nicht 
anzuwenden. 

Zur Rechtsanwaltschaft kann nur zugelassen werden, 
wer 

1. die Befähigung zum Richteramt nach dem 
Deutschen Richtergesetz erlangt hat, 

2. die Eingliederungsvoraussetzungen nach 
Teil 3 des Gesetzes über die Tätigkeit 
europäischer Rechtsanwälte in Deutschland 
erfüllt oder 

3. über eine Bescheinigung nach § 16a Absatz 5 
des Gesetzes über die Tätigkeit 
europäischer Rechtsanwälte in Deutschland 
verfügt. 

Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz ist nicht 
anzuwenden. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung.  

§ 5 „Freizügigkeit“ Wer in einem deutschen Land die Befähigung zum 
Richteramt erlangt hat (§ 4), kann auch in jedem ande-
ren deutschen Land die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft beantragen. 

aufgehoben Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 7 „Versagung der Zulassung Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist zu versagen, Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist zu versagen, Am Tag nach der 
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zur Rechtsanwaltschaft“  
1. 
    wenn der Bewerber nach der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts ein Grundrecht verwirkt 
hat; 
2. 
    wenn der Bewerber infolge strafgerichtlicher Verur-
teilung die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt; 
3. 
    wenn der Bewerber durch rechtskräftiges Urteil aus 
der Rechtsanwaltschaft ausgeschlossen ist und seit 
Rechtskraft des Urteils noch nicht acht Jahre verstri-
chen sind, Nummer 5 bleibt unberührt; 
4. 
    wenn gegen den Bewerber im Verfahren über die 
Richteranklage auf Entlassung oder im Disziplinarver-
fahren auf Entfernung aus dem Dienst in der Rechts-
pflege rechtskräftig erkannt worden ist; 
5. 
    wenn der Bewerber sich eines Verhaltens schuldig 
gemacht hat, das ihn unwürdig erscheinen läßt, den 
Beruf eines Rechtsanwalts auszuüben; 
6. 
    wenn der Bewerber die freiheitliche demokratische 
Grundordnung in strafbarer Weise bekämpft; 
7. 
    wenn der Bewerber aus gesundheitlichen Gründen 
nicht nur vorübergehend unfähig ist, den Beruf eines 
Rechtsanwalts ordnungsgemäß auszuüben; 
8. 
    wenn der Bewerber eine Tätigkeit ausübt, die mit 
dem Beruf des Rechtsanwalts, insbesondere seiner 
Stellung als unabhängiges Organ der Rechtspflege 
nicht vereinbar ist oder das Vertrauen in seine Unab-
hängigkeit gefährden kann; 
9. 
    wenn der Bewerber sich im Vermögensverfall befin-
det; ein Vermögensverfall wird vermutet, wenn ein 

 
1. 
    wenn die antragstellende Person nach der Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts ein Grund-
recht verwirkt hat; 
2. 
    wenn die antragstellende Person infolge strafge-
richtlicher Verurteilung die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt; 
3. 
    wenn die antragstellende Person durch rechtskräfti-
ges Urteil aus der Rechtsanwaltschaft ausgeschlossen 
ist und seit Rechtskraft des Urteils noch nicht acht 
Jahre verstrichen sind, Nummer 5 bleibt unberührt; 
4. 
    wenn gegen die antragstellende Person im Verfah-
ren über die Richteranklage auf Entlassung oder im 
Disziplinarverfahren auf Entfernung aus dem Dienst in 
der Rechts-pflege rechtskräftig erkannt worden ist; 
5. 
    wenn die antragstellende Person sich eines Verhal-
tens schuldig gemacht hat, das sie unwürdig erschei-
nen läßt, den Beruf eines Rechtsanwalts auszuüben; 
6. 
    wenn die antragstellende Person die freiheitliche 
demokratische Grundordnung in strafbarer Weise be-
kämpft; 
7. 
    wenn die antragstellende Person aus gesundheitli-
chen Gründen nicht nur vorübergehend unfähig ist, 
den Beruf eines Rechtsanwalts ordnungsgemäß aus-
zuüben; 
8. 
    wenn die antragstellende Person eine Tätigkeit aus-
übt, die mit dem Beruf des Rechtsanwalts, insbeson-
dere seiner Stellung als unabhängiges Organ der 
Rechtspflege nicht vereinbar ist oder das Vertrauen in 
seine Unabhängigkeit gefährden kann; 
9. 

Verkündung. 
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Insolvenzverfahren über das Vermögen des Bewer-
bers eröffnet oder der Bewerber in das vom Vollstre-
ckungsgericht zu führende Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 
der Insolvenzordnung, § 882b der Zivilprozeßordnung) 
eingetragen ist; 
10. 
    wenn der Bewerber Richter, Beamter, Berufssoldat 
oder Soldat auf Zeit ist, es sei denn, daß er die ihm 
übertragenen Aufgaben ehrenamtlich wahrnimmt oder 
daß seine Rechte und Pflichten auf Grund der §§ 5, 6, 
8 und 36 des Abgeordnetengesetzes vom 18. Februar 
1977 (BGBl. I S. 297) oder entsprechender Rechtsvor-
schriften ruhen. 

    wenn die antragstellende Person sich im Vermö-
gensverfall befindet; ein Vermögensverfall wird vermu-
tet, wenn ein Insolvenzverfahren über das Vermögen 
der antragstellenden Person eröffnet oder die antrag-
stellende Person in das vom Vollstreckungsgericht zu 
führende Verzeichnis (§ 26 Abs. 2 der Insolvenzord-
nung, § 882b der Zivilprozeßordnung) eingetragen ist; 
10.  
    wenn die antragstellende Person Richter, Beamter, 
Berufssoldat oder Soldat auf Zeit ist, es sei denn, dass 
sie die ihr übertragenen Aufgaben ehrenamtlich wahr-
nimmt oder dass ihre Rechte und Pflichten auf Grund 
der §§ 5, 6, 8 und 36 des Abgeordnetengesetzes oder 
entsprechender Rechtsvorschriften ruhen. 
 

§ 10 Abs. 1 und 2 „Aussetzung 
des Zulassungsverfahrens“ 
 
 
 
 
 

(1)  
Die Entscheidung über den Antrag auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft kann ausgesetzt werden, wenn 
gegen den Bewerber wegen des Verdachts einer Straf-
tat ein Ermittlungsverfahren oder ein strafgerichtliches 
Verfahren schwebt. 
(2) 
Die Entscheidung über den Antrag ist auszusetzen, 
wenn gegen den Bewerber die öffentliche Klage we-
gen einer Straftat, welche die Unfähigkeit zur Beklei-
dung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann, erho-
ben ist. 
 

(1)  
Die Entscheidung über den Antrag auf Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft kann ausgesetzt werden, wenn 
gegen die antragstellende Person wegen des Ver-
dachts einer Straftat ein Ermittlungsverfahren oder ein 
strafgerichtliches Verfahren schwebt. 
(2) 
Die Entscheidung über den Antrag ist auszusetzen, 
wenn gegen die antragstellende Person die öffentliche 
Klage wegen einer Straftat, welche die Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann, 
erhoben ist. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 12 Abs. 2 „Zulassung“ (2)  
Die Urkunde darf erst ausgehändigt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber vereidigt ist (§ 12a) und 
den Abschluss der Berufshaftpflichtversicherung (§ 51) 
nachgewiesen oder eine vorläufige Deckungszusage 
vorgelegt hat. 
 

(2)  
Die Urkunde darf erst ausgehändigt werden, wenn die 
Bewerberin oder der Bewerber 

1. vereidigt ist und 
2. den Abschluss der Berufshaftpflichtversiche-
rung nachgewiesen oder eine vorläufige 
Deckungszusage vorgelegt hat. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 27 Abs. 2 „Kanzlei“ (2) 
Verlegt der Rechtsanwalt seine Kanzlei oder errichtet 
er eine Zweigstelle, hat er dies der Rechtsanwalts-

(2) 
Verlegt der Rechtsanwalt seine Kanzlei, errichtet er 
eine weitere Kanzlei oder eine Zweigstelle oder gibt er 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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kammer unverzüglich anzuzeigen. Die Errichtung einer 
Zweigstelle im Bezirk einer anderen Rechtsanwalts-
kammer ist auch dieser Rechtsanwaltskammer anzu-
zeigen. 

eine weitere Kanzlei oder eine Zweigstelle auf hat er 
dies der Rechtsanwaltskammer unverzüglich anzuzei-
gen. Die Errichtung oder Aufgabe einer weiteren Kanz-
lei oder einer Zweigstelle im Bezirk einer anderen 
Rechtsanwaltskammer ist auch dieser Rechtsanwalts-
kammer anzuzeigen. 

§ 31 Abs. 1, 3 und 4 „Ver-
zeichnisse der Rechtsanwalts-
kammern und Verzeichnisse 
der Bundesrechtsanwalts-
kammer“ 

(1) 
Die Rechtsanwaltskammern führen elektronische Ver-
zeichnisse der in ihren Bezirken zugelassenen 
Rechtsanwälte. Sie geben die in diesen Verzeichnis-
sen gespeicherten Daten im automatisierten Verfahren 
in ein von der Bundesrechtsanwaltskammer geführtes 
Gesamtverzeichnis ein. Die Rechtsanwaltskammern 
nehmen Neueintragungen nur nach Durchführung 
eines Identifizierungsverfahrens vor. Sie tragen die 
datenschutzrechtliche Verantwortung für die eingege-
benen Daten, insbesondere für ihre Richtigkeit und die 
Rechtmäßigkeit ihrer Erhebung. 
 
 
 
 
 
 
(3)  
In die Verzeichnisse der Rechtsanwaltskammern ha-
ben diese einzutragen: 
 
1. 
    den Familiennamen und die Vornamen des Rechts-
anwalts; 
2. 
    den Namen der Kanzlei und deren Anschrift; wird 
keine Kanzlei geführt, eine zustellfähige Anschrift; 
3. 
    den Namen und die Anschrift bestehender Zweig-
stellen; 
4. 

(1) 
Die Rechtsanwaltskammern führen elektronische Ver-
zeichnisse der in ihren Bezirken zugelassenen 
Rechtsanwälte. Sie können ihre Verzeichnisse als Teil 
des von der Bundesrechtsanwaltskammer zu führen-
den Gesamtverzeichnisses führen. Die Rechtsan-
waltskammern geben die in ihren Verzeichnissen zu 
speichernden Daten im automatisierten Verfahren in 
das Gesamtverzeichnis ein. Aus dem Gesamtver-
zeichnis muss sich die Kammerzugehörigkeit der 
Rechtsanwälte ergeben. Die Rechtsanwaltskammern 
nehmen Neueintragungen nur nach Durchführung 
eines Identifizierungsverfahrens vor. Sie tragen die 
datenschutzrechtliche Verantwortung für die eingege-
benen Daten, insbesondere für ihre Richtigkeit und die 
Rechtmäßigkeit ihrer Erhebung. 
 
 
(3) 
 In die Verzeichnisse der Rechtsanwaltskammern ha-
ben diese einzutragen:  
 
1. 
    den Familiennamen und den oder die Vornamen 
des Rechtsanwalts; 
2. 
    den Namen der Kanzlei und deren Anschrift; wird 
keine Kanzlei geführt, eine zustellfähige Anschrift; 
3. 
    den Namen und die Anschrift bestehender weiterer 
Kanzleien und Zweigstellen; 
4. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
 
Ausnahme: 
Absatz 3 Nummer 
3, 4 und 7 
-> Inkrafttreten am 
1. Januar 2018 
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    von dem Rechtsanwalt mitgeteilte Telekommunika-
tionsdaten und Internetadressen der Kanzlei und be-
stehender Zweigstellen; 
5. 
    die Berufsbezeichnung und Fachanwaltsbezeich-
nungen; 
6. 
    den Zeitpunkt der Zulassung; 
7. 
    bestehende Berufs-, Berufsausübungs- und Vertre-
tungsverbote; 
 
8. 
    die Bestellung eines Vertreters oder Abwicklers 
sowie die Benennung eines Zustellungsbevollmächtig-
ten unter Angabe von Familienname, Vornamen und 
Anschrift des Vertreters, Abwicklers oder Zustellungs-
bevollmächtigten; 
9. 
    in den Fällen des § 29 Absatz 1 oder des § 29a 
Absatz 2 den Inhalt der Befreiung. 
 
 
(4)  
In das Gesamtverzeichnis hat die Bundesrechtsan-
waltskammer zusätzlich einzutragen: 
 
1. 
    die Bezeichnung des besonderen elektronischen 
Anwaltspostfachs; 
2. 
    die Kammerzugehörigkeit; 
3. 
    Sprachkenntnisse und Tätigkeitsschwerpunkte, so-
weit der Rechtsanwalt solche mitteilt. 
 
Die Bundesrechtsanwaltskammer trägt die daten-
schutzrechtliche Verantwortung für die von ihr in das 
Gesamtverzeichnis eingetragenen Daten. 

    von dem Rechtsanwalt mitgeteilte Telekommunika-
tionsdaten und Internetadressen der Kanzlei und be-
stehender weiterer Kanzleien und Zweigstellen; 
5. 
    die Berufsbezeichnung und Fachanwaltsbezeich-
nungen; 
6. 
    den Zeitpunkt der Zulassung; 
7. 
    bestehende Berufs-, Berufsausübungs- und Vertre-
tungsverbote sowie bestehende, sofort vollziehbare 
Rücknahmen und Widerrufe der Zulassung; 
8. 
    die Bestellung eines Vertreters oder Abwicklers 
sowie die Benennung eines Zustellungsbevollmächtig-
ten unter Angabe von Familienname, Vorname oder 
Vornamen und Anschrift des Vertreters, Abwicklers 
oder Zustellungsbevollmächtigten; 
9. 
    in den Fällen des § 29 Absatz 1 oder des § 29a 
Absatz 2 den Inhalt der Befreiung. 
 
 
(4)  
Die Bundesrechtsanwaltskammer hat in das Gesamt-
verzeichnis zusätzlich die Bezeichnung des besonde-
ren elektronischen Anwaltspostfachs einzutragen. 
Sie trägt die datenschutzrechtliche Verantwortung für 
diese Daten. Die Bundesrechtsanwaltskammer hat 
Rechtsanwälten zudem die Eintragung von Sprach-
kenntnissen und Tätigkeitsschwerpunkten in das Ge-
samtverzeichnis zu ermöglichen. 
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§ 31a Abs. 1, 2, 5, 6, 7 „Be-
sonderes elektronisches An-
waltspostfach“ 

(1) 
Die Bundesrechtsanwaltskammer richtet für jedes im 
Gesamtverzeichnis eingetragene Mitglied einer 
Rechtsanwaltskammer ein besonderes elektronisches 
Anwaltspostfach ein. Nach Einrichtung eines besonde-
ren elektronischen Anwaltspostfachs übermittelt die 
Bundesrechtsanwaltskammer dessen Bezeichnung an 
die zuständige Rechtsanwaltskammer zur Speicherung 
in deren Verzeichnis. 
(2) 
 Zum Zweck der Einrichtung des besonderen elektro-
nischen Anwaltspostfachs übermittelt die Rechtsan-
waltskammer den Familiennamen und die Vornamen 
sowie eine zustellfähige Anschrift der Personen, die 
einen Antrag auf Aufnahme in die Rechtsanwaltskam-
mer gestellt haben, an die Bundesrechtsanwaltskam-
mer. Bei Syndikusrechtsanwälten ist zusätzlich mitzu-
teilen, ob die Tätigkeit im Rahmen mehrerer Arbeits-
verhältnisse erfolgt. Die übermittelten Angaben sind zu 
löschen, wenn der Antrag zurückgenommen oder die 
Aufnahme in die Rechtsanwaltskammer unanfechtbar 
versagt wurde. 
 
Abs. 5-7 zuvor nicht vorhanden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(1) 
Die Bundesrechtsanwaltskammer richtet für jedes im 
Gesamtverzeichnis eingetragene Mitglied einer 
Rechtsanwaltskammer ein besonderes elektronisches 
Anwaltspostfach empfangsbereit ein. Nach Einrichtung 
eines besonderen elektronischen Anwaltspostfachs 
übermittelt die Bundesrechtsanwaltskammer dessen 
Bezeichnung an die zuständige Rechtsanwaltskammer 
zur Speicherung in deren Verzeichnis. 
(2) 
Zum Zweck der Einrichtung des besonderen elektroni-
schen Anwaltspostfachs übermittelt die Rechtsan-
waltskammer den Familiennamen und den oder die 
Vornamen sowie eine zustellfähige Anschrift der Per-
sonen, die einen Antrag auf Aufnahme in die Rechts-
anwaltskammer gestellt haben, an die Bundesrechts-
anwaltskammer. Bei Syndikusrechtsanwälten ist zu-
sätzlich mitzuteilen, ob die Tätigkeit im Rahmen meh-
rerer Arbeitsverhältnisse erfolgt. Die übermittelten An-
gaben sind zu löschen, wenn der Antrag zurückge-
nommen oder die Aufnahme in die Rechtsanwalts-
kammer unanfechtbar versagt wurde. 
( 5) 
Die Bundesrechtsanwaltskammer kann auch für sich 
und für die Rechtsanwaltskammern besondere elekt-
ronische Anwaltspostfächer einrichten. Absatz 3 Satz 1 
und 5 ist anzuwenden. 
(6)  
Der Inhaber des besonderen elektronischen Anwalts-
postfachs ist verpflichtet, die für dessen Nutzung erfor-
derlichen technischen Einrichtungen vorzuhalten 
sowie Zustellungen und den Zugang von Mitteilungen 
über das besondere elektronische Anwaltspostfach zur 
Kenntnis zu nehmen. 
(7)  
Die Bundesrechtsanwaltskammer hat für jede im Ge-
samtverzeichnis eingetragene weitere Kanzlei eines 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
 
Ausnahme:  
Absatz 6 und 7 
-> Inkrafttreten am 
1. Januar 2018 
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Mitglieds einer Rechtsanwaltskammer ein weiteres 
besonderes elektronisches Anwaltspostfach einzurich-
ten. Wird die Eintragung der weiteren Kanzlei im Ge-
samtverzeichnis gelöscht, hebt die Bundesrechtsan-
waltskammer die Zugangsberechtigung zu dem weite-
ren besonderen elektronischen Anwaltspostfach auf 
und löscht dieses, sobald es nicht mehr benötigt 
wird. Absatz 1 Satz 2 und die Absätze 3, 4 und 6 die-
ser Vorschrift sowie § 31 Absatz 4 Satz 1 und 2 gelten 
für das weitere besondere elektronische Anwaltspost-
fach entsprechend. 

§ 33 Abs. 3 „Sachliche und 
örtliche Zuständigkeit“ 

(3)  
Örtlich zuständig ist die Rechtsanwaltskammer, 
 
1. 
    deren Mitglied der Rechtsanwalt ist, 
2. 
    bei der die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft bean-
tragt ist, sofern nicht eine Zuständigkeit einer anderen 
Rechtsanwaltskammer nach Nummer 1 gegeben ist, 
oder 
3. 
    in deren Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz hat, die 
die Zulassung als Rechtsanwaltsgesellschaft besitzt 
oder beantragt. 
 
Wird die Aufnahme in eine andere Rechtsanwalts-
kammer beantragt (§ 27 Abs. 3, § 46c Absatz 4 Satz 
3), so entscheidet diese über den Antrag. 

(3)  
Örtlich zuständig ist die Rechtsanwaltskammer, 
 
1. 
    deren Mitglied der Rechtsanwalt ist, 
2. 
    bei der die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft bean-
tragt ist, sofern nicht eine Zuständigkeit einer anderen 
Rechtsanwaltskammer nach Nummer 1 gegeben ist, 
oder 
3. 
    in deren Bezirk die Gesellschaft ihren Sitz hat, die 
die Zulassung als Rechtsanwaltsgesellschaft besitzt 
oder beantragt. 
 
Wird die Aufnahme in eine andere Rechtsanwalts-
kammer beantragt (§ 27 Absatz 3), so entscheidet 
diese über den Antrag. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 46a Abs. 4 „Zulassung als 
Syndikusrechtsanwalt“ 

(4)  
Das Zulassungsverfahren richtet sich nach den §§ 10 
bis 12a mit der Maßgabe, dass 
 
1. 
    abweichend von § 12 Absatz 2 der Nachweis des 
Abschlusses einer Berufshaftpflichtversicherung oder 
die Vorlage einer vorläufigen Deckungszusage nicht 
erforderlich ist und 

(4)  
Das Zulassungsverfahren richtet sich nach den §§ 10 
bis 12a mit der Maßgabe, dass 
 
1. 
    abweichend von § 12 Absatz 2 der Nachweis des 
Abschlusses einer Berufshaftpflichtversicherung oder 
die Vorlage einer vorläufigen Deckungszusage nicht 
erforderlich ist; 

Mit Wirkung vom 
1. Januar 2016. 
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2. 
    die Tätigkeit abweichend von § 12 Absatz 4 unter 
der Berufsbezeichnung „Rechtsanwältin (Syndikus-
rechtsanwältin)“ oder „Rechtsanwalt (Syndikusrechts-
anwalt)“ auszuüben ist. 

2.  
abweichend von § 12 Absatz 3 die Bewerberin oder 
der Bewerber unbeschadet des § 12 Absatz 1, 2 
Nummer 1 und Absatz 4 mit der Zulassung rückwir-
kend zu dem Zeitpunkt Mitglied der Rechtsanwalts-
kammer wird, zu dem der Antrag auf Zulassung dort 
eingegangen ist, sofern nicht die Tätigkeit, für die die 
Zulassung erfolgt, erst nach der Antragstellung begon-
nen hat; in diesem Fall wird die Mitgliedschaft erst mit 
dem Zeitpunkt des Beginns der Tätigkeit begründet; 
3. 
    abweichend von § 12 Absatz 4 die Tätigkeit unter 
der Berufsbezeichnung „Rechtsanwältin (Syndikus-
rechtsanwältin)“ oder „Rechtsanwalt (Syndikusrechts-
anwalt)“ auszuüben ist. 

§ 46c Abs. 3 und 4 „Besondere 
Vorschriften für Syndikus-
rechtsanwälte 

(3) 
Auf die Tätigkeit von Syndikusrechtsanwälten finden 
die §§ 44, 48 bis 49a, 51 und 52 keine Anwendung. 

 
 

(4)  
§ 27 findet auf Syndikusrechtsanwälte mit der Maßga-
be Anwendung, dass die regelmäßige Arbeitsstätte als 
Kanzlei gilt. Ist der Syndikusrechtsanwalt zugleich als 
Rechtsanwalt gemäß § 4 zugelassen oder ist er im 
Rahmen mehrerer Arbeitsverhältnisse als Syndikus-
rechtsanwalt tätig, ist für jede Tätigkeit eine gesonder-
te Kanzlei zu errichten und zu unterhalten, wovon nur 
eine im Bezirk der Rechtsanwaltskammer belegen sein 
muss, deren Mitglied er ist. Will der Rechtsanwalt in 
den in Satz 2 genannten Fällen den Schwerpunkt sei-
ner Tätigkeit in den Bezirk einer anderen Rechtsan-
waltskammer verlegen, hat er nach Maßgabe des § 27 
Absatz 3 die Aufnahme in diese Kammer zu beantra-
gen; der Antrag kann mit einem Antrag auf Erteilung 
einer weiteren Zulassung oder auf Erstreckung der 
Zulassung gemäß § 46b Absatz 3 verbunden werden. 

(3) 
Auf die Tätigkeit von Syndikusrechtsanwälten finden 
die §§ 44, 48 bis 49a und 50 Absatz 2 und 3 sowie die 
§§ 51 und 52 keine Anwendung. 
 
(4)  
§ 27 findet auf Syndikusrechtsanwälte mit der Maßga-
be Anwendung, dass die regelmäßige Arbeitsstätte als 
Kanzlei gilt. Ist der Syndikusrechtsanwalt zugleich als 
Rechtsanwalt gemäß § 4 zugelassen oder ist er im 
Rahmen mehrerer Arbeitsverhältnisse als Syndikus-
rechtsanwalt tätig, ist für jede Tätigkeit eine weitere 
Kanzlei zu errichten und zu unterhalten, wovon nur 
eine im Bezirk der Rechtsanwaltskammer belegen sein 
muss, deren Mitglied er ist. Will der Rechtsanwalt in 
den in Satz 2 genannten Fällen den Schwerpunkt sei-
ner Tätigkeit in den Bezirk einer anderen Rechtsan-
waltskammer verlegen, hat er nach Maßgabe des § 27 
Absatz 3 die Aufnahme in diese Kammer zu beantra-
gen; der Antrag kann mit einem Antrag auf Erteilung 
einer weiteren Zulassung oder auf Erstreckung der 
Zulassung gemäß § 46b Absatz 3 verbunden werden. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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§ 50 „Handakten des Rechts-
anwalts“ 
§ 50 „Handakten“ 

(1)  
Der Rechtsanwalt muß durch Anlegung von Handak-
ten ein geordnetes Bild über die von ihm entfaltete 
Tätigkeit geben können. 
 
 
 
 
(2)  
Der Rechtsanwalt hat die Handakten auf die Dauer 
von fünf Jahren nach Beendigung des Auftrags aufzu-
bewahren. Diese Verpflichtung erlischt jedoch schon 
vor Beendigung dieses Zeitraumes, wenn der Rechts-
anwalt den Auftraggeber aufgefordert hat, die Handak-
ten in Empfang zu nehmen, und der Auftraggeber die-
ser Aufforderung binnen sechs Monaten, nachdem er 
sie erhalten hat, nicht nachgekommen ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3)  
Der Rechtsanwalt kann seinem Auftraggeber die Her-
ausgabe der Handakten verweigern, bis er wegen 
seiner Gebühren und Auslagen befriedigt ist. Dies gilt 
nicht, soweit die Vorenthaltung der Handakten oder 
einzelner Schriftstücke nach den Umständen unange-
messen wäre. 
 
(4)  
Handakten im Sinne der Absätze 2 und 3 dieser Be-
stimmung sind nur die Schriftstücke, die der Rechts-
anwalt aus Anlaß seiner beruflichen Tätigkeit von dem 
Auftraggeber oder für ihn erhalten hat, nicht aber der 

(1)  
Der Rechtsanwalt muss durch das Führen von Hand-
akten ein geordnetes und zutreffendes Bild über die 
Bearbeitung seiner Aufträge geben können. Er hat die 
Handakten für die Dauer von sechs Jahren aufzube-
wahren. Die Frist beginnt mit Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem der Auftrag beendet wurde. 
 
(2)  
Dokumente, die der Rechtsanwalt aus Anlass seiner 
beruflichen Tätigkeit von dem Auftraggeber oder für 
ihn erhalten hat, hat der Rechtsanwalt seinem Auftrag-
geber auf Verlangen herauszugeben. Macht der Auf-
traggeber kein Herausgabeverlangen geltend, hat der 
Rechtsanwalt die Dokumente für die Dauer der Frist 
nach Absatz 1 Satz 2 und 3 aufzubewahren. Diese 
Aufbewahrungspflicht gilt nicht, wenn der Rechtsan-
walt den Auftraggeber aufgefordert hat, die Dokumente 
in Empfang zu nehmen und der Auftraggeber dieser 
Aufforderung binnen sechs Monaten nach Zugang 
nicht nachgekommen ist. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht 
für die Korrespondenz zwischen dem Rechtsanwalt 
und seinem Auftraggeber sowie für die Dokumente, die 
der Auftraggeber bereits in Urschrift oder Abschrift 
erhalten hat. 
 
(3)  
Der Rechtsanwalt kann seinem Auftraggeber die Her-
ausgabe der Dokumente nach Absatz 2 Satz 1 so lan-
ge verweigern, bis er wegen der ihm vom Auftraggeber 
geschuldeten Gebühren und Auslagen befriedigt ist. 
Dies gilt nicht, soweit das Vorenthalten nach den Um-
ständen unangemessen wäre. 
 
(4)  
Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, sofern sich 
der Rechtsanwalt zum Führen von Handakten oder zur 
Verwahrung von Dokumenten der elektronischen Da-
tenverarbeitung bedient. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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Briefwechsel zwischen dem Rechtsanwalt und seinem 
Auftraggeber und die Schriftstücke, die dieser bereits 
in Urschrift oder Abschrift erhalten hat. 
(5)  
Absatz 4 gilt entsprechend, soweit sich der Rechtsan-
walt zum Führen von Handakten der elektronischen 
Datenverarbeitung bedient. 

 
 
 
(5)  
In anderen Vorschriften getroffene Regelungen zu 
Aufbewahrungs- und Herausgabepflichten bleiben 
unberührt. 

§ 51 Abs. 5 und 8 „Berufshaft-
pflichtversicherung“ 

(5)  
Die Vereinbarung eines Selbstbehalts bis zu 1 vom 
Hundert der Mindestversicherungssumme ist zulässig. 
(8)  
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates nach Anhörung der 
Bundesrechtsanwaltskammer die Mindestversiche-
rungssumme anders festzusetzen, wenn dies erforder-
lich ist, um bei einer Änderung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse einen hinreichenden Schutz der Geschä-
digten sicherzustellen. 

(5)  
Die Vereinbarung eines Selbstbehalts bis zu einem 
Prozent der Mindestversicherungssumme ist zulässig. 
(8)  
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates nach Anhörung der 
Bundesrechtsanwaltskammer die Mindestversiche-
rungssumme anders festzusetzen, wenn dies erforder-
lich ist, um bei einer Änderung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse einen hinreichenden Schutz der Geschä-
digten sicherzustellen. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 51a Abs. 3 „Berufshaft-
pflichtversicherung einer Part-
nerschaftsgesellschaft mit 
beschränkter Berufshaftung“ 

(3)  
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates nach Anhörung der 
Bundesrechtsanwaltskammer die Mindestversiche-
rungssumme anders festzusetzen, wenn dies erforder-
lich ist, um bei einer Änderung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse einen hinreichenden Schutz der Geschä-
digten sicherzustellen. 

(3)  
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates nach Anhörung der 
Bundesrechtsanwaltskammer die Mindestversiche-
rungssumme anders festzusetzen, wenn dies erforder-
lich ist, um bei einer Änderung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse einen hinreichenden Schutz der Geschä-
digten sicherzustellen. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 53 Abs. 6 „Bestellung eines 
allgemeinen Vertreters“ 

(6)  
Der Rechtsanwalt hat die Bestellung des Vertreters in 
den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 der Rechtsanwalts-
kammer anzuzeigen. 

(6)  
Der Rechtsanwalt hat die Bestellung des Vertreters in 
den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 und 2 der Rechts-
anwaltskammer anzuzeigen. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 55 Abs. 1 und 5 „Bestellung 
eines Abwicklers der Kanzlei“ 

(1) 
Ist ein Rechtsanwalt gestorben, so kann die Rechts-
anwaltskammer einen Rechtsanwalt oder eine andere 
Person, welche die Befähigung zum Richteramt erlangt 
hat, zum Abwickler der Kanzlei bestellen. § 7 gilt ent-

(1) 
Ist ein Rechtsanwalt gestorben, so kann die Rechts-
anwaltskammer einen Rechtsanwalt oder eine andere 
Person, welche die Befähigung zum Richteramt erlangt 
hat, zum Abwickler der Kanzlei bestellen. Für weitere 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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sprechend. Der Abwickler ist in der Regel nicht länger 
als für die Dauer eines Jahres zu bestellen. Auf Antrag 
des Abwicklers ist die Bestellung, höchstens jeweils 
um ein Jahr, zu verlängern, wenn er glaubhaft macht, 
daß schwebende Angelegenheiten noch nicht zu Ende 
geführt werden konnten. 
 
 
(5)  
Ein Abwickler kann auch für die Kanzlei eines früheren 
Rechtsanwalts bestellt werden, dessen Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft erloschen ist. 

Kanzleien kann derselbe oder ein anderer Abwickler 
bestellt werden. § 7 gilt entsprechend. Der Abwickler 
ist in der Regel nicht länger als für die Dauer eines 
Jahres zu bestellen. Auf Antrag des Abwicklers ist die 
Bestellung, höchstens jeweils um ein Jahr, zu verlän-
gern, wenn er glaubhaft macht, daß schwebende An-
gelegenheiten noch nicht zu Ende geführt werden 
konnten. 
(5)  
Abwickler können auch für die Kanzlei und weitere 
Kanzleien eines früheren Rechtsanwalts bestellt wer-
den, dessen Zulassung zur Rechtsanwaltschaft erlo-
schen ist. 

§ 57 Abs. 3 und 4 „Zwangs-
geld bei Verletzung der be-
sonderen Pflichten“ 

(3)  
Gegen die Androhung und gegen die Festsetzung des 
Zwangsgeldes kann der Rechtsanwalt innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung die Entscheidung des 
Anwaltsgerichtshofes beantragen. Der Antrag ist bei 
dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer schriftlich 
einzureichen. Erachtet der Vorstand den Antrag für 
begründet, so hat er ihm abzuhelfen; andernfalls ist 
der Antrag unverzüglich dem Anwaltsgerichtshof vor-
zulegen. Zuständig ist der Anwaltsgerichtshof bei dem 
Oberlandesgericht, in dessen Bezirk die Rechtsan-
waltskammer ihren Sitz hat. Im übrigen sind die Vor-
schriften der Strafprozeßordnung über die Beschwerde 
sinngemäß anzuwenden. Die Gegenerklärung (§ 308 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung) wird vom Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer abgegeben. Die Staatsanwalt-
schaft ist an dem Verfahren nicht beteiligt. Der Be-
schluß des Anwaltsgerichtshofes kann nicht angefoch-
ten werden. § 116 Absatz 2 gilt entsprechend. 
 
(4)  
Das Zwangsgeld fließt der Rechtsanwaltskammer zu. 
Es wird auf Grund einer von dem Schatzmeister erteil-
ten, mit der Bescheinigung der Vollstreckbarkeit ver-
sehenen beglaubigten Abschrift des Festsetzungsbe-

(3)  
Gegen die Androhung und gegen die Festsetzung des 
Zwangsgeldes kann der Rechtsanwalt innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung die Entscheidung des 
Anwaltsgerichtshofes beantragen. Der Antrag ist bei 
dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer schriftlich 
einzureichen. Erachtet der Vorstand den Antrag für 
begründet, so hat er ihm abzuhelfen; andernfalls ist 
der Antrag unverzüglich dem Anwaltsgerichtshof vor-
zulegen. Zuständig ist der Anwaltsgerichtshof bei dem 
Oberlandesgericht, in dessen Bezirk die Rechtsan-
waltskammer ihren Sitz hat. Auf das Verfahren sind die 
§§ 307 bis 309 und 311a der Strafprozessordnung 
sinngemäß anzuwenden. Die Gegenerklärung (§ 308 
Abs. 1 der Strafprozeßordnung) wird vom Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer abgegeben. Die Staatsanwalt-
schaft ist an dem Verfahren nicht beteiligt. Der Be-
schluß des Anwaltsgerichtshofes kann nicht angefoch-
ten werden. § 116 Absatz 2 gilt entsprechend. 

 
(4)  
Das Zwangsgeld fließt der Rechtsanwaltskammer zu. 
Es wird auf Grund einer von dem Schatzmeister erteil-
ten, mit der Bescheinigung der Vollstreckbarkeit ver-
sehenen beglaubigten Abschrift des Festsetzungsbe-

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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scheides nach den Vorschriften beigetrieben, die für 
die Vollstreckung von Urteilen in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten gelten. 

scheides nach den Vorschriften beigetrieben, die für 
die Vollstreckung von Urteilen in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten gelten. § 767 der Zivilprozessordnung gilt 
mit der Maßgabe, dass Einwendungen, die den An-
spruch selbst betreffen, nur insoweit zulässig sind, als 
sie nicht in dem Verfahren nach Absatz 3 geltend ge-
macht werden konnten. Solche Einwendungen sind im 
Wege der Klage bei dem in § 797 Absatz 5 der Zivil-
prozessordnung bezeichneten Gericht geltend zu ma-
chen. 

§ 58 „Einsicht in die Personal-
akten“ 

(3)  
Bei der Einsichtnahme darf der Rechtsanwalt oder der 
von ihm bevollmächtigte Vertreter sich eine Aufzeich-
nung über den Inhalt der Akten oder Abschriften ein-
zelner Schriftstücke fertigen. 

(3)  
Bei der Einsichtnahme darf der Rechtsanwalt oder der 
von ihm bevollmächtigte Vertreter sich eine Aufzeich-
nung über den Inhalt der Akten oder Kopien einzelner 
Dokumente fertigen. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 59a Abs. 2 „Berufliche Zu-
sammenarbeit“ 

(2)  
Eine gemeinschaftliche Berufsausübung ist Rechtsan-
wälten auch gestattet: 
 
1. 
    mit Angehörigen von Rechtsanwaltsberufen aus 
Staaten, die nach dem Gesetz über die Tätigkeit euro-
päischer Rechtsanwälte in Deutschland oder nach § 
206 berechtigt sind, sich im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes niederzulassen und ihre Kanzlei im Ausland 
unterhalten, 
2. 
    mit Patentanwälten, Steuerberatern, Steuerbevoll-
mächtigten, Wirtschaftsprüfern oder vereidigten Buch-
prüfern anderer Staaten, die einen in der Ausbildung 
und den Befugnissen den Berufen nach der Patentan-
waltsordnung, dem Steuerberatungsgesetz oder der 
Wirtschaftsprüferordnung entsprechenden Beruf ausü-
ben und mit Patentanwälten, Steuerberatern, Steuer-
bevollmächtigten, Wirtschaftsprüfern oder vereidigten 
Buchprüfern im Geltungsbereich dieses Gesetzes ih-
ren Beruf gemeinschaftlich ausüben dürfen. 

(2)  
Eine gemeinschaftliche Berufsausübung ist Rechtsan-
wälten auch gestattet: 
 
1. 
    mit Angehörigen von Rechtsanwaltsberufen aus 
anderen Staaten, die nach dem Gesetz über die Tätig-
keit europäischer Rechtsanwälte in Deutschland oder 
nach § 206 berechtigt sind, sich im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes niederzulassen und ihre Kanzlei im 
Ausland unterhalten, 
2. 
    mit Patentanwälten, Steuerberatern, Steuerbevoll-
mächtigten, Wirtschaftsprüfern oder vereidigten Buch-
prüfern anderer Staaten, die einen in der Ausbildung 
und den Befugnissen den Berufen nach der Patentan-
waltsordnung, dem Steuerberatungsgesetz oder der 
Wirtschaftsprüferordnung entsprechenden Beruf ausü-
ben und mit Patentanwälten, Steuerberatern, Steuer-
bevollmächtigten, Wirtschaftsprüfern oder vereidigten 
Buchprüfern im Geltungsbereich dieses Gesetzes ih-
ren Beruf gemeinschaftlich ausüben dürfen. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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§ 59b Abs .2 „Satzungskompe-
tenz“ 

(2) 
Die Berufsordnung kann im Rahmen der Vorschriften 
dieses Gesetzes näher regeln: 
 
1. 
    die allgemeinen Berufspflichten und Grundpflichten, 
 
    a) Gewissenhaftigkeit, 
    b) Wahrung der Unabhängigkeit, 
    c) Verschwiegenheit, 
    d) Sachlichkeit, 
    e) Verbot der Vertretung widerstreitender Interes-
sen, 
    f) Umgang mit fremden Vermögenswerten, 
 
    g) Kanzleipflicht; 
 
 
 
 
2. 
    die besonderen Berufspflichten im Zusammenhang 
mit dem Führen der Fachanwaltsbezeichnung, 
 
 
    a) Bestimmung der Rechtsgebiete, in denen weitere 
Fachanwaltsbezeichnungen verliehen werden können, 
    b) Regelung der Voraussetzungen für die Verlei-
hung der Fachanwaltsbezeichnung und des Verfah-
rens der Erteilung, der Rücknahme und des Widerrufs 
der Erlaubnis; 
 
 
3. 
    die besonderen Berufspflichten im Zusammenhang  
    mit der Werbung und Angaben über selbst benannte  
    Interessenschwerpunkte; 
4. 
    die besonderen Berufspflichten im Zusammenhang  

(2) 
Die Berufsordnung kann im Rahmen der Vorschriften 
dieses Gesetzes näher regeln: 
 
1. 
    die allgemeinen Berufspflichten und Grundpflichten: 
 
    a) Gewissenhaftigkeit, 
    b) Wahrung der Unabhängigkeit, 
    c) Verschwiegenheit, 
    d) Sachlichkeit, 
    e) Verbot der Vertretung widerstreitender Interes-
sen, 
    f) sorgfältiger Umgang mit fremden Vermögenswer-
ten, 
   g ) Kanzleipflicht und Pflichten bei der Einrichtung 
und Unterhaltung von weiteren Kanzleien und Zweig-
stellen, 
 
 
2. 
    die besonderen Berufspflichten im Zusammenhang 
mit dem Führen der Fachanwaltsbezeichnung; hierbei 
betrifft die Regelungsbefugnis 
 
    a) die Bestimmung der Rechtsgebiete, in denen 
weitere Fachanwaltsbezeichnungen verliehen werden 
können, 
    b) die Regelung der Voraussetzungen für die Verlei-
hung der Fachanwaltsbezeichnung und des Verfah-
rens der Erteilung, der Rücknahme und des Widerrufs 
der Erlaubnis; 
 
3. 
    die besonderen Berufspflichten im Zusammenhang  
    mit der Werbung und Angaben über selbst benannte  
    Interessenschwerpunkte; 
4. 
    die besonderen Berufspflichten im Zusammenhang  

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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    mit der Versagung der Berufstätigkeit; 
5. 
    die besonderen Berufspflichten 
 
    a)  im Zusammenhang mit der Annahme, Wahr    
         nehmung und Beendigung eines Auftrags, 
    b) gegenüber Rechtsuchenden im Rahmen von  
        Beratungs-, Verfahrenskosten- und Prozesskos 
        tenhilfe, 
    c)  bei der Beratung von Rechtsuchenden mit gerin 
         gem Einkommen, 
    d) bei der Führung der Handakten; 
 
6. 
    die besonderen Berufspflichten gegenüber Gerich-
ten und Behörden, 
 
    a) Pflichten bei der Verwendung von zur Einsicht  
        überlassenen Akten sowie der hieraus erlangten  
        Kenntnisse, 
    b) Pflichten bei Zustellungen, 
    c) Tragen der Berufstracht; 
 
7. 
    die besonderen Berufspflichten bei der Vereinba-
rung und Abrechnung der anwaltlichen Gebühren und 
bei deren Beitreibung; 
8. 
    die besonderen Berufspflichten gegenüber der 
Rechtsanwaltskammer in Fragen der Aufsicht, das 
berufliche Verhalten gegenüber anderen Mitgliedern 
der Rechtsanwaltskammer, die Pflichten bei beruflicher 
Zusammenarbeit, die Pflichten im Zusammenhang mit 
der Beschäftigung von Rechtsanwälten und der Aus-
bildung sowie Beschäftigung anderer Mitarbeiter; 
 
 
9. 
    die besonderen Berufspflichten im grenzüberschrei-

    mit der Versagung der Berufstätigkeit; 
5. 
    die besonderen Berufspflichten 
 
    a)  im Zusammenhang mit der Annahme, Wahr 
         nehmung und Beendigung eines Auftrags, 
    b) gegenüber Rechtsuchenden im Rahmen von  
        Beratungs-, Verfahrenskosten- und Prozesskos 
        tenhilfe, 
    c)  bei der Beratung von Rechtsuchenden mit gerin 
         gem Einkommen, 
    d) bei der Führung der Handakten; 
 
6. 
    die besonderen Berufspflichten gegenüber Gerich-
ten und Behörden: 
 
    a) Pflichten bei der Verwendung von zur Einsicht  
        überlassenen Akten sowie der hieraus erlangten  
        Kenntnisse, 
    b) Pflichten bei Zustellungen, 
    c) Tragen der Berufstracht; 
 
7. 
    die besonderen Berufspflichten bei der Vereinba-
rung und Abrechnung der anwaltlichen Gebühren und 
bei deren Beitreibung; 
8. 
    die besonderen Berufspflichten gegenüber der 
Rechtsanwaltskammer in Fragen der Aufsicht, das 
berufliche Verhalten gegenüber anderen Mitgliedern 
der Rechtsanwaltskammer, die Pflichten bei der Zu-
stellung von Anwalt zu Anwalt, die Pflichten bei berufli-
cher Zusammenarbeit, die Pflichten im Zusammen-
hang mit der Beschäftigung von Rechtsanwälten und 
der Ausbildung sowie Beschäftigung anderer Mitarbei-
ter; 
9. 
    die besonderen Berufspflichten im grenzüberschrei-
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tenden Rechtsverkehr. tenden Rechtsverkehr. 

§ 59j „Berufshaftpflichtversi-
cherung“ 

(3)  
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates nach Anhörung der 
Bundesrechtsanwaltskammer die Mindestversiche-
rungssumme anders festzusetzen, wenn dies erforder-
lich ist, um bei einer Änderung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse einen hinreichenden Schutz der Geschä-
digten sicherzustellen. 
(4)  
Wird die Berufshaftpflichtversicherung nicht oder nicht 
in dem vorgeschriebenen Umfang unterhalten, so haf-
ten neben der Gesellschaft die Gesellschafter und die 
Geschäftsführer persönlich in Höhe des fehlenden 
Versicherungsschutzes. 

(3)  
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates nach Anhörung der 
Bundesrechtsanwaltskammer die Mindestversiche-
rungssumme anders festzusetzen, wenn dies erforder-
lich ist, um bei einer Änderung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse einen hinreichenden Schutz der Geschä-
digten sicherzustellen 
(3)  
Wird die Berufshaftpflichtversicherung nicht oder nicht 
in dem vorgeschriebenen Umfang unterhalten, so haf-
ten neben der Gesellschaft die Gesellschafter und die 
Geschäftsführer persönlich in Höhe des fehlenden 
Versicherungsschutzes. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 59m Abs. 2 „Mitteilungs-
pflichten, anwendbare Vor-
schriften, Verschwiegenheits-
pflicht“ 

(2)  
Für Rechtsanwaltsgesellschaften gelten sinngemäß 
die Vorschriften des Dritten Abschnitts des Zweiten 
Teils, die §§ 43 bis 43b, 44, 48, 49a bis 50, 52 Absatz 
1 Satz 1, die §§ 53, 56 Abs. 1 und 2 und die §§ 57 bis 
59, der Vierte Abschnitt des Fünften Teils und § 163. 

(2)  
Für Rechtsanwaltsgesellschaften gelten sinngemäß 
die Vorschriften des Dritten Abschnitts des Zweiten 
Teils, die §§ 43 bis 43b, 43d, 44, 48, 49a bis 50, 52 
Absatz 1 Satz 1, die §§ 53, 56 Abs. 1 und 2, die §§ 57 
bis 59 und 59b, der Vierte Abschnitt des Fünften Teils 
und § 163. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 60 „Zusammensetzung und 
Sitz der Rechtsanwaltskam-
mer“ 
 
§60 „Bildung und Zusammen-
setzung der Rechtsanwalts-
kammer“ 

(1)  
Die Rechtsanwaltskammer ist für den Bezirk des Ober-
landesgerichts gebildet. Mitglieder sind die Rechtsan-
wälte, die von ihr zugelassen oder aufgenommen wor-
den sind, und Rechtsanwaltsgesellschaften, die im 
Bezirk des Oberlandesgerichts ihren Sitz haben. Mit-
glieder der Rechtsanwaltskammer sind außerdem, 
soweit sie nicht Rechtsanwälte oder Angehörige eines 
in den §§ 206, 209 Abs. 1 genannten Berufs sind, die 
Geschäftsführer der in Satz 2 genannten Rechtsan-
waltsgesellschaften. Die Mitgliedschaft erlischt, außer 
in den Fällen des § 27 Abs. 3, durch Erlöschen der 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§§ 13, 59h). 
(2)  
Die Rechtsanwaltskammer hat ihren Sitz am Ort des 

(1)  
Für den Bezirk eines Oberlandesgerichts wird eine 
Rechtsanwaltskammer gebildet. Sie hat ihren Sitz am 
Ort des Oberlandesgerichts. 
(2)  
Mitglieder der Rechtsanwaltskammer sind 

1. Personen, die von ihr zur Rechtsanwalt-
schaft zugelassen oder von ihr aufgenommen 
wurden, 
2. Rechtsanwaltsgesellschaften, die von ihr 
zugelassen wurden, und 
3. Geschäftsführer von Rechtsanwaltsgesell-
schaften nach Nummer 2, die nicht 
schon nach Nummer 1 Mitglied einer Rechts-
anwaltskammer sind. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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Oberlandesgerichts. (3)  
Die Mitgliedschaft in der Rechtsanwaltskammer er-
lischt 

1. in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1, 
wenn die Voraussetzungen des § 13 
oder des § 27 Absatz 3 Satz 3 vorliegen, 
2. in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 2, 
wenn die Voraussetzungen des § 59h 
Absatz 1 bis 4 oder des § 59i Satz 2 in Verbin-
dung mit § 27 Absatz 3 Satz 3 vorliegen, 
3. in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 3, 
wenn bei der Rechtsanwaltsgesellschaft 
die Voraussetzungen der Nummer 2 vorliegen, 
gegen den Geschäftsführer 
eine bestandskräftige Entscheidung im Sinne 
des § 115c Satz 2 ergangen ist oder 
die Geschäftsführungstätigkeit für die Rechts-
anwaltsgesellschaft beendet ist. 

 

§ 63 Abs. 2 S. 2 „Zusammen-
setzung des Vorstandes“ 

(2) Der Vorstand besteht aus sieben Mitgliedern. Die 
Versammlung der Kammer kann eine höhere Zahl 
festsetzen. 

(2) Der Vorstand besteht aus sieben Mitgliedern. Die 
Kammerversammlung kann eine höhere Zahl festset-
zen. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 64 Abs. 1 „Wahlen zum Vor-
stand“ 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Ver-
sammlung der Kammer gewählt. 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden von den 
Mitgliedern der Kammer in geheimer und unmittelbarer 
Wahl durch Briefwahl gewählt. Hierbei kann vorgese-
hen werden, dass die Stimmen auch in der Kam-
merversammlung abgegeben werden können. 
Die Wahl kann auch als elektronische Wahl durchge-
führt werden. Gewählt sind die Bewerberinnen oder 
Bewerber, die die meisten Stimmen auf sich vereini-
gen. 

Am 1. Juli 2018. 

§ 66 „Ausschluß von der 
Wählbarkeit“ 

Zum Mitglied des Vorstandes kann nicht gewählt wer-
den ein Rechtsanwalt, 
 
1. 
    gegen den ein anwaltsgerichtliches Verfahren einge-
leitet oder ein Berufs- oder Vertretungsverbot (§§ 150, 
161a) verhängt worden ist; 

Zum Mitglied des Vorstandes kann nicht gewählt wer-
den ein Rechtsanwalt, 
 
1. 
    gegen den ein anwaltsgerichtliches Verfahren einge-
leitet oder ein Berufs- oder Vertretungsverbot (§§ 150, 
161a) verhängt worden ist; 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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2. 
    gegen den die öffentliche Klage wegen einer Straf-
tat, welche die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter zur Folge haben kann, erhoben ist; 
3. 
    gegen den in den letzten fünf Jahren ein Verweis 
oder eine Geldbuße oder in den letzten zehn Jahren 
ein Vertretungsverbot (§ 114 Abs. 1 Nr. 4) verhängt 
oder in den letzten fünfzehn Jahren auf die Ausschlie-
ßung aus der Rechtsanwaltschaft erkannt worden ist. 

2. 
    gegen den die öffentliche Klage wegen einer Straf-
tat, welche die Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter zur Folge haben kann, erhoben ist; 
3. 
    gegen den in den letzten fünf Jahren ein Verweis 
oder eine Geldbuße (§ 114 Absatz 1 Nummer 3) oder 
in den letzten zehn Jahren ein Vertretungsverbot (§ 
114 Abs. 1 Nr. 4) verhängt oder in den letzten fünfzehn 
Jahren auf die Ausschließung aus der Rechtsanwalt-
schaft erkannt worden ist. 
 

§ 69 Abs. 3 „Vorzeitiges Aus-
scheiden eines Vorstandmit-
gliedes“ 

(3)  
Scheidet ein Mitglied vorzeitig aus, so wird für den 
Rest seiner Amtszeit in der nächsten Versammlung 
der Kammer ein neues Mitglied gewählt. Die Ver-
sammlung der Kammer kann von der Ersatzwahl ab-
sehen, wenn die Zahl der Mitglieder des Vorstandes 
nicht unter sieben herabsinkt und wenn der Rest der 
Amtszeit des ausgeschiedenen Mitgliedes nicht mehr 
als ein Jahr betragen hätte. 

(3)  
Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so 
ist es für den Rest seiner Amtszeit durch ein neues 
Mitglied zu ersetzen. Davon kann abgesehen werden, 
wenn die Zahl der Mitglieder des Vorstands nicht unter 
sieben sinkt. Die Ersetzung kann durch das Nachrü-
cken einer bei der letzten Wahl nicht gewählten Person 
oder durch eine Nachwahl erfolgen. Das Nähere be-
stimmt die Geschäftsordnung der Kammer. 
 

Am 1. Juli 2018. 

§ 73 Abs. 2 Nr. 7 „Aufgaben 
des Vorstandes“ 

7. der Versammlung der Kammer über die Verwal-
tung des Vermögens jährlich Rechnung zu legen; 

7. der Kammerversammlung über die Verwaltung des 
Vermögens jährlich Rechnung zu legen; 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 74 Abs. 6 „Rügerecht des 
Vorstandes“ 

(6)  
Die Absätze 1 bis 5 sind auf Personen, die nach § 60 
Abs. 1 Satz 3 einer Rechtsanwaltskammer angehören, 
entsprechend anzuwenden. 

(6)  
Die Absätze 1 bis 5 sind auf Personen, die nach § 60 
Absatz 2 Nummer 3 einer Rechtsanwaltskammer an-
gehören, entsprechend anzuwenden. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 74a Abs. 2 und 6 „Antrag auf 
Anwaltsgerichtliche Entschei-
dung“ 

(2)  
Der Antrag ist bei dem Anwaltsgericht schriftlich einzu-
reichen. Auf das Verfahren sind die Vorschriften der 
Strafprozeßordnung über die Beschwerde sinngemäß 
anzuwenden. Die Gegenerklärung (§ 308 Abs. 1 der 
Strafprozeßordnung) wird von dem Vorstand der 
Rechtsanwaltskammer abgegeben. Die Staatsanwalt-
schaft ist an dem Verfahren nicht beteiligt. Eine münd-
liche Verhandlung findet statt, wenn sie der Rechtsan-

(2)  
Der Antrag ist bei dem Anwaltsgericht schriftlich einzu-
reichen. Auf das Verfahren sind die §§ 308, 309 und 
311a der Strafprozessordnung sinngemäß anzuwen-
den. Die Gegenerklärung (§ 308 Abs. 1 der Strafpro-
zeßordnung) wird von dem Vorstand der Rechtsan-
waltskammer abgegeben. Die Staatsanwaltschaft ist 
an dem Verfahren nicht beteiligt. Eine mündliche Ver-
handlung findet statt, wenn sie der Rechtsanwalt bean-

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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walt beantragt oder das Anwaltsgericht für erforderlich 
hält. Von Zeit und Ort der mündlichen Verhandlung 
sind der Vorstand der Rechtsanwaltskammer, der 
Rechtsanwalt und sein Verteidiger zu benachrichtigen. 
Art und Umfang der Beweisaufnahme bestimmt das 
Anwaltsgericht. Es hat jedoch zur Erforschung der 
Wahrheit die Beweisaufnahme von Amts wegen auf 
alle Tatsachen und Beweismittel zu erstrecken, die für 
die Entscheidung von Bedeutung sind. 
 
 
 (6)  
Die Absätze 1 bis 5 sind auf Personen, die nach § 60 
Abs. 1 Satz 3 einer Rechtsanwaltskammer angehören, 
entsprechend anzuwenden. 
 

tragt oder das Anwaltsgericht für erforderlich hält. Von 
Zeit und Ort der mündlichen Verhandlung sind der 
Vorstand der Rechtsanwaltskammer, der Rechtsanwalt 
und sein Verteidiger zu benachrichtigen. Art und Um-
fang der Beweisaufnahme bestimmt das Anwaltsge-
richt. Es hat jedoch zur Erforschung der Wahrheit die 
Beweisaufnahme von Amts wegen auf alle Tatsachen 
und Beweismittel zu erstrecken, die für die Entschei-
dung von Bedeutung sind. 
 (6)  
Die Absätze 1 bis 5 sind auf Personen, die nach § 60 
Absatz 2 Nummer 3 einer Rechtsanwaltskammer an-
gehören, entsprechend anzuwenden. 
 

§ 76 Abs. 1 und 2 „Pflicht der 
Vorstandsmitglieder zur Ver-
schwiegenheit“ 
 

 (1)  
Die Mitglieder des Vorstandes haben - auch nach dem 
Ausscheiden aus dem Vorstand - über die Angelegen-
heiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit im Vorstand über 
Rechtsanwälte, Bewerber und andere Personen be-
kannt werden, Verschwiegenheit gegen jedermann zu 
bewahren. Das gleiche gilt für Rechtsanwälte, die zur 
Mitarbeit herangezogen werden, und für Angestellte 
der Rechtsanwaltskammer. 
(2)  
In gerichtlichen Verfahren dürfen die in Absatz 1 be-
zeichneten Personen über solche Angelegenheiten, 
die ihnen bei ihrer Tätigkeit im Vorstand über Rechts-
anwälte, Bewerber und andere Personen bekannt ge-
worden sind, ohne Genehmigung nicht aussagen. 

(1)  
Die Mitglieder des Vorstandes haben - auch nach dem 
Ausscheiden aus dem Vorstand - über die Angelegen-
heiten, die ihnen bei ihrer Tätigkeit im Vorstand über 
Rechtsanwälte, Bewerber und andere Personen be-
kannt werden, Verschwiegenheit gegen jedermann zu 
bewahren. Das gleiche gilt für Rechtsanwälte, die zur 
Mitarbeit herangezogen werden, und für Angestellte 
der Rechtsanwaltskammer. 
(2)  
In gerichtlichen Verfahren dürfen die in Absatz 1 be-
zeichneten Personen über solche Angelegenheiten, 
die ihnen bei ihrer Tätigkeit im Vorstand über Rechts-
anwälte, Bewerber und andere Personen bekannt ge-
worden sind, ohne Genehmigung nicht aussagen. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 80 Abs. 3 „Aufgaben des 
Präsidenten“ 

(3)  
Der Präsident führt in den Sitzungen des Vorstandes 
und in der Versammlung der Kammer den Vorsitz. 

(3)  
Der Präsident führt in den Sitzungen des Vorstandes 
und in der Kammerversammlung den Vorsitz. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 82 „Aufgaben des Schriftfüh-
rers“ 

Der Schriftführer führt das Protokoll über die Sitzungen 
des Vorstandes und über die Versammlungen der 

Der Schriftführer führt das Protokoll über die Sitzungen 
des Vorstandes und der Kammerversammlung. Er 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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Kammer. Er führt den Schriftwechsel des Vorstandes, 
soweit es sich nicht der Präsident vorbehält. 

führt den Schriftwechsel des Vorstandes, soweit es 
sich nicht der Präsident vorbehält. 
 

§ 84 Abs. 3 „Einziehung rück-
ständiger Beiträge“ 

(3)  
Auf Einwendungen, die den Anspruch selbst betreffen, 
ist die beschränkende Vorschrift des § 767 Abs. 2 der 
Zivilprozeßordnung nicht anzuwenden. Für Klagen, 
durch die Einwendungen gegen den Anspruch selbst 
geltend gemacht werden, ist entsprechend dem Wert 
des Streitgegenstandes das Amtsgericht oder das 
Landgericht zuständig, bei dem der Schuldner im In-
land seinen allgemeinen Gerichtsstand hat. 
 

(3)  
§ 767 der Zivilprozessordnung gilt mit der Maßgabe, 
dass Einwendungen, die den Anspruch selbst betref-
fen, nur insoweit zulässig sind, als sie nicht im Wege 
der Anfechtung der vollstreckbaren Zahlungsaufforde-
rung in dem Verfahren nach § 112a Absatz 1 geltend 
gemacht werden konnten. Solche Einwendungen sind 
im Wege der Klage bei dem in § 797 Absatz 5 der 
Zivilprozessordnung bezeichneten Gericht geltend zu 
machen. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 85 „Einberufung der Ver-
sammlung“ 

(1)  
Die Versammlung der Kammer wird durch den Präsi-
denten einberufen. 
(2)  
Der Präsident muß die Versammlung der Kammer 
einberufen, wenn ein Zehntel der Mitglieder es schrift-
lich beantragt und hierbei den Gegenstand angibt, der 
in der Versammlung behandelt werden soll. 
(3)  
Wenn die Geschäftsordnung der Kammer nichts ande-
res bestimmt, soll die Versammlung am Sitz der 
Rechtsanwaltskammer stattfinden.  

(1)  
Die Kammerversammlung wird durch den Präsidenten 
einberufen. 
(2)  
Der Präsident muß die Kammerversammlung einberu-
fen, wenn ein Zehntel der Mitglieder es schriftlich be-
antragt und hierbei den Gegenstand angibt, der in der 
Kammerversammlung behandelt werden soll. 
(3)  
Wenn die Geschäftsordnung der Kammer nichts ande-
res bestimmt, soll die Kammerversammlung am Sitz 
der Rechtsanwaltskammer stattfinden. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 86 „Einladung und Einberu-
fungsfrist“ 

(1)  
Der Präsident beruft die Versammlung der Kammer 
schriftlich oder durch öffentliche Einladung in den Blät-
tern ein, die durch die Geschäftsordnung der Kammer 
bestimmt sind. 
(2)  
Die Versammlung ist mindestens zwei Wochen vor 
dem Tage, an dem sie stattfinden soll, einzuberufen. 
Der Tag, an dem die Einberufung abgesandt oder ver-
öffentlicht ist, und der Tag der Versammlung sind hier-
bei nicht mitzurechnen. 

(1) 
Der Präsident beruft die Kammerversammlung schrift-
lich oder durch öffentliche Einladung in den Blättern 
ein, die durch die Geschäftsordnung der Kammer be-
stimmt sind. 
(2)  
Die Kammerversammlung ist mindestens zwei Wo-
chen vor dem Tage, an dem sie stattfinden soll, einzu-
berufen. Der Tag, an dem die Einberufung abgesandt 
oder veröffentlicht ist, und der Tag der Kammerver-
sammlung sind hierbei nicht mitzurechnen. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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(3)  
In dringenden Fällen kann der Präsident die Versamm-
lung mit kürzerer Frist einberufen. 

(3) 
In dringenden Fällen kann der Präsident die Kam-
merversammlung mit kürzerer Frist einberufen. 
 

§ 87 „Ankündigung der Tages-
ordnung“ 

(1)  
Bei der Einberufung der Kammer ist der Gegenstand, 
über den in der Versammlung Beschluß gefaßt werden 
soll, anzugeben. 
(2)  
Über Gegenstände, deren Verhandlung nicht ord-
nungsmäßig angekündigt ist, dürfen keine Beschlüsse 
gefaßt werden. 

(1)  
Bei der Einberufung der Kammerversammlung ist der 
Gegenstand, über den in der Kammerversammlung 
Beschluß gefaßt werden soll, anzugeben. 
(2)  
Über Gegenstände, deren Verhandlung nicht ord-
nungsmäßig angekündigt ist, dürfen keine Beschlüsse 
gefaßt werden. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 88 Abs. 1, 3 und 5 „Wahlen 
und Beschlüsse der Kammer“ 

(1) 
Die Voraussetzungen, unter denen die Versammlung 
beschlußfähig ist, werden durch die Geschäftsordnung 
der Kammer geregelt.. 
(3)  
Die Beschlüsse der Versammlung werden mit einfa-
cher Stimmenmehrheit gefaßt. Das gleiche gilt für die 
von der Kammer vorzunehmenden Wahlen. Wird diese 
Mehrheit in zwei Wahlgängen nicht erreicht, so ist ge-
wählt, wer in einem weiteren Wahlgang die meisten 
Stimmen erhält. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag, bei Wahlen ent-
scheidet das Los. 
 (5)  
Über die Beschlüsse der Kammer und über die Ergeb-
nisse von Wahlen ist ein Protokoll aufzunehmen, das 
von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unter-
zeichnen ist. 

(1) 
Die Voraussetzungen, unter denen die Kammerver-
sammlung beschlußfähig ist, werden durch die Ge-
schäftsordnung der Kammer geregelt. 
 (3)  
Die Beschlüsse der Kammerversammlung werden mit 
einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Das gleiche gilt für 
die von der Kammerversammlung vorzunehmenden 
Wahlen. Wird diese Mehrheit in zwei Wahlgängen 
nicht erreicht, so ist gewählt, wer in einem weiteren 
Wahlgang die meisten Stimmen erhält. Bei Stimmen-
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Aus-
schlag, bei Wahlen entscheidet das Los. 
 (5)  
Über die Beschlüsse der Kammer und über die Ergeb-
nisse von Wahlen ist ein Protokoll aufzunehmen, das 
von dem Vorsitzenden und dem Schriftführer zu unter-
zeichnen ist. 

Am 1. Juli 2018. 

§ 89 „Aufgaben der Kam-
merversammlung“ 

(1) 
Die Versammlung der Kammer hat die ihr durch Ge-
setz zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. Sie hat An-
gelegenheiten, die von allgemeiner Bedeutung für die 
Rechtsanwaltschaft sind, zu erörtern. 
(2)  
Der Versammlung obliegt insbesondere, 

(1) 
Die Kammerversammlung hat die ihr durch Gesetz 
zugewiesenen Aufgaben zu erfüllen. Sie hat Angele-
genheiten, die von allgemeiner Bedeutung für die 
Rechtsanwaltschaft sind, zu erörtern. 
(2)  
Der Kammerversammlung obliegt insbesondere, 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
 
Ausnahme:  
Absatz 2 Nummer 
1, Absatz 3 
-> Inkrafttreten am 
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1. 
    den Vorstand zu wählen; 
2. 
    die Höhe und die Fälligkeit des Beitrags, der Umla-
gen, Gebühren und Auslagen zu bestimmen; 
3. 
    Fürsorgeeinrichtungen für Rechtsanwälte und deren 
Hinterbliebene zu schaffen; 
4. 
    die Mittel zu bewilligen, die erforderlich sind, um den 
Aufwand für die gemeinschaftlichen Angelegenheiten 
zu bestreiten; 
5. 
    Richtlinien für die Aufwandsentschädigung und die 
Reisekostenvergütung der Mitglieder des Vorstandes 
und des Anwaltsgerichts sowie der Protokollführer in 
der Hauptverhandlung des Anwaltsgerichts aufzustel-
len; 
6. 
    die Abrechnung des Vorstandes über die Einnah-
men und Ausgaben der Kammer sowie über die Ver-
waltung des Vermögens zu prüfen und über die Entlas-
tung zu beschließen. 
 
(3)  
Die Kammer gibt sich eine Geschäftsordnung. 

 
1. 
    die Geschäftsordnung der Kammer zu beschließen; 
2. 
    die Höhe und die Fälligkeit des Beitrags, der Umla-
gen, Gebühren und Auslagen zu bestimmen; 
3. 
    Fürsorgeeinrichtungen für Rechtsanwälte und deren 
Hinterbliebene zu schaffen; 
4. 
    die Mittel zu bewilligen, die erforderlich sind, um den 
Aufwand für die gemeinschaftlichen Angelegenheiten 
zu bestreiten; 
5. 
    Richtlinien für die Aufwandsentschädigung und die 
Reisekostenvergütung der Mitglieder des Vorstandes 
und des Anwaltsgerichts sowie der Protokollführer in 
der Hauptverhandlung des Anwaltsgerichts aufzustel-
len; 
6. 
    die Abrechnung des Vorstandes über die Einnah-
men und Ausgaben der Kammer sowie über die Ver-
waltung des Vermögens zu prüfen und über die Entlas-
tung zu beschließen. 
 
(3)  
Die Kammer gibt sich eine Geschäftsordnung. 

1. Juli 2018. 

§ 112a Abs. 1 „Rechtsweg und 
sachliche Zuständigkeiten“ 

(1)  
Der Anwaltsgerichtshof entscheidet im ersten Rechts-
zug über alle öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten nach 
diesem Gesetz, einer auf Grund dieses Gesetzes er-
lassenen Rechtsverordnung oder einer Satzung einer 
der nach diesem Gesetz errichteten Rechtsanwalts-
kammern, einschließlich der Bundesrechtsanwalts-
kammer, soweit nicht die Streitigkeiten anwaltsgericht-
licher Art oder einem anderen Gericht ausdrücklich 
zugewiesen sind (verwaltungsrechtliche Anwaltssa-
chen). 

(1)  
Der Anwaltsgerichtshof entscheidet im ersten Rechts-
zug über alle öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten nach 
diesem Gesetz, nach einer auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung oder nach einer Sat-
zung einer Rechtsanwaltskammer oder der Bundes-
rechtsanwaltskammer soweit nicht die Streitigkeiten 
anwaltsgerichtlicher Art oder einem anderen Gericht 
ausdrücklich zugewiesen sind (verwaltungsrechtliche 
Anwaltssachen). 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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§ 112d „Klagegegner und Ver-
tretung“ 

(1)  
Die Klage ist gegen die Rechtsanwaltskammer oder 
Behörde zu richten, 
 
1. 
    die den Verwaltungsakt erlassen hat oder zu erlas-
sen hätte; für hoheitliche Maßnahmen, die berufsrecht-
liche Rechte und Pflichten der Beteiligten beeinträchti-
gen oder verwirklichen, gilt dies sinngemäß; 
2. 
    deren Entschließung Gegenstand des Verfahrens 
ist. 
 
 
(2)  
In Verfahren zwischen einem Mitglied des Präsidiums 
oder Vorstandes und der Rechtsanwaltskammer wird 
die Rechtsanwaltskammer durch eines ihrer Mitglieder 
vertreten, das der Präsident des zuständigen Gerichts 
besonders bestellt. 

(1)  
Die Klage ist gegen die Rechtsanwaltskammer, die 
Bundesrechtsanwaltskammer oder die Behörde zu 
richten, 
 
1. 
    die den Verwaltungsakt erlassen hat oder zu erlas-
sen hätte; für hoheitliche Maßnahmen, die berufsrecht-
liche Rechte und Pflichten der Beteiligten beeinträchti-
gen oder verwirklichen, gilt dies sinngemäß; 
2. 
    deren Entschließung Gegenstand des Verfahrens 
ist. 
 
(2)  
In Verfahren zwischen einem Mitglied des Präsidiums 
oder Vorstandes und der Rechtsanwaltskammer oder 
Bundesrechtsanwaltskammer wird die Rechtsanwalts-
kammer oder Bundesrechtsanwaltskammer durch 
eines ihrer Mitglieder vertreten, das der Präsident des 
zuständigen Gerichts besonders bestellt. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 112f „Klagen gegen Wahlen 
und Beschlüsse“ 

(1)  
Wahlen und Beschlüsse der Organe der Rechtsan-
waltskammern mit Ausnahme der Satzungsversamm-
lung können für ungültig oder nichtig erklärt werden, 
wenn sie unter Verletzung des Gesetzes oder der Sat-
zung zustande gekommen oder wenn sie ihrem Inhalt 
nach mit dem Gesetz oder der Satzung nicht vereinbar 
sind. 
 
 
 
 
 
 
(2)  
Die Klage kann durch die Behörde, die die Staatsauf-
sicht führt, oder ein Mitglied der Rechtsanwaltskammer 

 (1)  
Für ungültig oder nichtig erklärt werden können, wenn 
sie unter Verletzung 
des Gesetzes oder der Satzung zustande gekommen 
sind oder wenn sie ihrem Inhalt 
nach mit dem Gesetz oder der Satzung nicht vereinbar 
sind, 

1. Wahlen und Beschlüsse der Organe der 
Rechtsanwaltskammern und der Organe 
der Bundesrechtsanwaltskammer mit Aus-
nahme der Satzungsversammlung sowie 
2. Wahlen zu Organen der Rechtsanwalts-
kammern und der Bundesrechtsanwaltskam-
mer. 

(2)  
Klagen nach Absatz 1 können erhoben werden 

1. durch die Behörde, die die Staatsaufsicht 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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erhoben werden. Die Klage eines Mitglieds der 
Rechtsanwaltskammer gegen einen Beschluss ist nur 
zulässig, wenn es geltend macht, durch den Beschluss 
in seinen Rechten verletzt zu sein. 
 
 
 
 
 
 
 
(3)  
Ein Mitglied der Kammer kann den Antrag nur inner-
halb eines Monats nach der Wahl oder Beschlussfas-
sung stellen. 

führt, und 
2. im Fall der Klage gegen eine Rechtsan-
waltskammer durch ein Mitglied der 
Rechtsanwaltskammer; im Fall der Klage ge-
gen die Bundesrechtsanwaltskammer durch 
eine Rechtsanwaltskammer. 

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 2 ist die Klage 
gegen einen Beschluss nur zulässig, 
wenn der Kläger geltend macht, durch den Beschluss 
in seinen Rechten verletzt 
zu sein. 
(3)  
In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nummer 2 kann 
die Klage nur innerhalb 
eines Monats nach der Wahl oder Beschlussfassung 
erhoben werden. 

§ 112h „Verwendung gefälsch-
ter Berufsqualifikationsnach-
weise“ 

 Wird durch den Anwaltsgerichtshof oder den Bundes-
gerichtshof festgestellt, dass ein Rechtsanwalt bei 
einem Antrag auf Anerkennung seiner Berufsqualifika-
tion nach der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 7. September 2005 
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen  
(ABl. L 255 vom 30.9.2005, S. 22; L 271 vom 
16.10.2007, S. 18; L 93 vom 4.4.2008, S. 28; L 33 vom 
3.2.2009, S. 49; L 305 vom 24.10.2014, S. 115), die 
zuletzt durch die Richtlinie 2013/55/EU (ABl. L 354 
vom 28.12.2013, S. 132; L 268 vom 15.10.2015, S. 35; 
L 95 vom 9.4.2016, S. 20) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung einen gefälschten Berufs-
qualifikationsnachweis verwendet hat, hat das Gericht 
seine Entscheidung spätestens am Tag nach dem 
Eintritt der Rechtskraft der Rechtsanwaltskammer zu 
übermitteln. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 115c „Vorschriften für Ge-
schäftsführer von Rechtsan-
waltsgesellschaften“ 

Die Vorschriften des Sechsten und Siebenten Teils, 
die §§ 195 bis 199 sowie die Vorschriften des Elften 
Teils sind entsprechend anzuwenden auf Personen, 
die nach § 60 Abs. 1 Satz 3 einer Rechtsanwaltskam-
mer angehören. An die Stelle der Ausschließung aus 

Die Vorschriften des Sechsten und Siebenten Teils, 
die §§ 195 bis 199 sowie die Vorschriften des Elften 
Teils sind entsprechend anzuwenden auf Personen, 
die nach § 60 Absatz 2 Nummer 3 einer Rechtsan-
waltskammer angehören. An die Stelle der Ausschlie-

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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der Rechtsanwaltschaft tritt die Aberkennung der Eig-
nung, eine Rechtsanwaltsgesellschaft zu vertreten und 
ihre Geschäfte zu führen. 

ßung aus der Rechtsanwaltschaft tritt die Aberkennung 
der Eignung, eine Rechtsanwaltsgesellschaft zu vertre-
ten und ihre Geschäfte zu führen. 

§ 163 „Sachliche Zuständig-
keit“ 

Von den Aufgaben, die nach den Vorschriften des 
Ersten bis Siebenten Teils dieses Gesetzes der 
Rechtsanwaltskammer zugewiesen sind, nimmt das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz die Aufgaben wahr, die die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft und ihr Erlöschen, die Kanzlei 
sowie die Bestellung eines Vertreters oder Abwicklers 
betreffen. Das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz ist die zuständige Stelle nach § 51 
Abs. 7 dieses Gesetzes. Es nimmt auch die Aufgaben 
wahr, die der Landesjustizverwaltung zugewiesen sind. 
Die Wahrnehmung der übrigen Aufgaben obliegt der 
Rechtsanwaltskammer bei dem Bundesgerichtshof. An 
die Stelle des Anwaltsgerichts und des Anwaltsge-
richtshofes tritt in Verfahren zur Ahndung von Pflicht-
verletzungen der Bundesgerichtshof. Der Generalbun-
desanwalt beim Bundesgerichtshof nimmt die Aufga-
ben der Staatsanwaltschaft wahr. 

Von den Aufgaben, die nach den Vorschriften des 
Ersten bis Siebenten Teils dieses Gesetzes der 
Rechtsanwaltskammer zugewiesen sind, nimmt das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz die Aufgaben wahr, die die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft und ihr Erlöschen, die Kanzlei 
sowie die Bestellung eines Vertreters oder Abwicklers 
betreffen. Das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz ist die zuständige Stelle nach  
§ 51 Absatz 7. Es nimmt auch die Aufgaben wahr, die 
der Landesjustizverwaltung zugewiesen sind. Die 
Wahrnehmung der übrigen Aufgaben obliegt der 
Rechtsanwaltskammer bei dem Bundesgerichtshof. An 
die Stelle des Anwaltsgerichts und des Anwaltsge-
richtshofes tritt in Verfahren zur Ahndung von Pflicht-
verletzungen der Bundesgerichtshof. Der Generalbun-
desanwalt beim Bundesgerichtshof nimmt die Aufga-
ben der Staatsanwaltschaft wahr. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 168 Abs. 3 „Entscheidung 
des Wahlausschusses“ 

(3)  
Durch die Benennung wird für den Bewerber ein An-
spruch auf Zulassung als Rechtsanwalt bei dem Bun-
desgerichtshof nicht begründet. 

(3)  
Durch die Benennung wird für die Bewerberin oder den 
Bewerber ein Anspruch auf Zulassung als Rechtsan-
walt bei dem Bundesgerichtshof nicht begründet. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 173 Abs. 3 „Bestellung eines 
Vertreters und eines Abwick-
lers der Kanzlei“ 

(3)  
Für die Bestellung eines Vertreters (§ 47 Abs. 2, § 53 
Abs. 2 Satz 2, Abs. 5, § 161 Abs. 1 Satz 1, § 163) wird 
eine Gebühr von 25 Euro erhoben. Die Gebühr wird 
mit der Beendigung der Amtshandlung fällig. Sie kann 
schon vorher eingefordert werden. § 192 Abs. 2 gilt 
entsprechend. 

(3)  
Für die Bestellung eines Vertreters (§ 47 Absatz 2,  
§ 53 Absatz 2 Satz 3, Absatz 5, § 161 Absatz 1 Satz 1, 
§ 163 Satz 1) wird eine Gebühr von 25 Euro erhoben. 
Die Gebühr wird mit der Beendigung der Amtshand-
lung fällig. Sie kann schon vorher eingefordert werden. 
§ 192 Abs. 2 gilt entsprechend. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 177 Abs. 2 „Aufgaben der 
Bundesrechtsanwaltskammer“ 

(2)  
Der Kammer obliegt insbesondere, 

(2)  
Der Bundesrechtsanwaltskammer obliegt insbesonde-

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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1. 
    in Fragen, welche die Gesamtheit der Rechtsan-
waltskammern angehen, die Auffassung der einzelnen 
Kammern zu ermitteln und im Wege gemeinschaftli-
cher Aussprache die Auffassung der Mehrheit festzu-
stellen; 
2. 
    Richtlinien für die Fürsorgeeinrichtungen der 
Rechtsanwaltskammern (§ 89 Abs. 2 Nr. 3) aufzustel-
len; 
3. 
    in allen die Gesamtheit der Rechtsanwaltskammern 
berührenden Angelegenheiten die Auffassung der 
Bundesrechtsanwaltskammer den zuständigen Gerich-
ten und Behörden gegenüber zur Geltung zu bringen; 
4. 
    die Gesamtheit der Rechtsanwaltskammern gegen-
über Behörden und Organisationen zu vertreten; 
5. 
    Gutachten zu erstatten, die eine an der Gesetzge-
bung beteiligte Behörde oder Körperschaft des Bundes 
oder ein Bundesgericht anfordert; 
6. 
    die berufliche Fortbildung der Rechtsanwälte zu 
fördern; 
7. 

die elektronische Kommunikation der Rechtsan-
wälte mit Gerichten, Behörden und sonstigen Drit-
ten zu unterstützen. 

re, 
 
1. 
    in Fragen, welche die Gesamtheit der Rechtsan-
waltskammern angehen, die Auffassung der einzelnen 
Rechtsanwaltskammern zu ermitteln und im Wege 
gemeinschaftlicher Aussprache die Auffassung der 
Mehrheit festzustellen; 
2. 
    Richtlinien für die Fürsorgeeinrichtungen der 
Rechtsanwaltskammern (§ 89 Abs. 2 Nr. 3) aufzustel-
len; 
3. 
    in allen die Gesamtheit der Rechtsanwaltskammern 
berührenden Angelegenheiten die Auffassung der 
Bundesrechtsanwaltskammer den zuständigen Gerich-
ten und Behörden gegenüber zur Geltung zu bringen; 
4. 
    die Gesamtheit der Rechtsanwaltskammern gegen-
über Behörden und Organisationen zu vertreten; 
5. 
    Gutachten zu erstatten, die eine an der Gesetzge-
bung beteiligte Behörde oder Körperschaft des Bundes 
oder ein Bundesgericht anfordert; 
6. 
    die berufliche Fortbildung der Rechtsanwälte zu 
fördern; 
7. 
    die elektronische Kommunikation der Rechtsanwälte 
mit Gerichten, Behörden und sonstigen Dritten zu un-
terstützen. 
 

§ 178 Abs. 3 „Beiträge zur 
Bundesrechtsanwaltskammer“ 

(3)  
Die Hauptversammlung kann einzelnen wirtschaftlich 
schwächeren Kammern Erleichterungen gewähren. 

(3)  
Die Hauptversammlung kann einzelnen wirtschaftlich 
schwächeren Rechtsanwaltskammern Erleichterungen 
gewähren. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 180 Abs. 2 „Wahlen zum (2)  (2)  Am Tag nach der 
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Präsidium“ Das Nähere bestimmt die Satzung der Kammer. Das Nähere bestimmt die Satzung der Bundesrechts-
anwaltskammer. 
 

Verkündung. 

§ 185 Abs. 2 „Aufgaben des 
Präsidenten“ 

(2)  
Der Präsident vermittelt den geschäftlichen Verkehr 
der Bundesrechtsanwaltskammer und des Präsidiums. 
Er führt die Beschlüsse des Präsidiums und der 
Hauptversammlung der Kammer aus. 

(2)  
Der Präsident vermittelt den geschäftlichen Verkehr 
der Bundesrechtsanwaltskammer und des Präsidiums. 
Er führt die Beschlüsse des Präsidiums und der 
Hauptversammlung der Kammer aus. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 187 „Versammlung der Mit-
glieder“ 

Die Bundesrechtsanwaltskammer faßt ihre Beschlüsse 
regelmäßig auf Hauptversammlungen. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer faßt ihre Beschlüsse 
regelmäßig auf Versammlungen ihrer Mitglieder 
(Hauptversammlungen). 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 191a Abs. 4 „Einrichtung und 
Aufgaben“ 

(4)  
Der Satzungsversammlung gehören an ohne Stimm-
recht der Präsident der Bundesrechtsanwaltskammer, 
die Präsidenten der Rechtsanwaltskammern, mit 
Stimmrecht die von der Versammlung der Kammer 
nach Maßgabe des § 191b zu wählenden Mitglieder. 

(4)  
Der Satzungsversammlung gehören an: 

1. ohne Stimmrecht die Mitglieder des Präsidi-
ums der Bundesrechtsanwaltskammer 

             und die Präsidenten der Rechtsanwaltskam-   
             mern; 

2. mit Stimmrecht die nach § 191b gewählten 
Mitglieder. 

 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 191b Absatz 1 und 2 „Wahl 
der stimmberechtigten Mitglie-
der der Satzungsversamm-
lung“ 

(1)  
Die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der Sat-
zungsversammlung bemißt sich nach der Zahl der 
Kammermitglieder. Es sind zu wählen für je angefan-
gene 2.000 Kammermitglieder ein Mitglied der Sat-
zungsversammlung. Maßgebend ist die Zahl der 
Kammermitglieder am 1. Januar des Jahres, in dem 
die Wahl erfolgt. 
(2)  
Die stimmberechtigten Mitglieder der Satzungsver-
sammlung werden von den Mitgliedern der Kammer 
aus dem Kreis der vorgeschlagenen Mitglieder in ge-
heimer und unmittelbarer Wahl durch Briefwahl ge-
wählt. Die Wahlvorschläge müssen von mindestens 
zehn Kammermitgliedern unterzeichnet sein. Wahlvor-

(1)  
Die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder der Sat-
zungsversammlung bemißt sich nach der Zahl der 
Mitglieder der Rechtsanwaltskammern. Es sind zu 
wählen für je angefangene 2.000 Kammermitglieder 
ein Mitglied der Satzungsversammlung. Maßgebend ist 
die Zahl der Kammermitglieder am 1. Januar des Jah-
res, in dem die Wahl erfolgt. 
(2)  
Die stimmberechtigten Mitglieder der Satzungsver-
sammlung werden von den Mitgliedern der Rechtsan-
waltskammern aus dem Kreis der vorgeschlagenen 
Mitglieder in geheimer und unmittelbarer Wahl durch 
Briefwahl gewählt. Die Wahl kann auch als elektroni-
sche Wahl durchgeführt werden; Die Wahlvorschläge 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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schläge bezüglich der Mitglieder der Rechtsanwalts-
kammer bei dem Bundesgerichtshof von mindestens 
drei Kammermitgliedern. Gewählt sind die Bewerber, 
die die meisten Stimmen auf sich vereinigen. 
 
 
 

müssen von mindestens zehn Kammermitgliedern 
unterzeichnet sein; Wahlvorschläge bezüglich der Mit-
glieder der Rechtsanwaltskammer bei dem Bundesge-
richtshof von mindestens drei Kammermitgliedern. 
Gewählt sind die Bewerberinnen oder Bewerber, die 
die meisten Stimmen auf sich vereinigen. 
 

§ 191d Absatz 1 und 5 „Lei-
tung der Versammlung, Be-
schlußfassung“ 

(1)  
Den Vorsitz der Satzungsversammlung führt der Prä-
sident der Bundesrechtsanwaltskammer. Der Vorsit-
zende bestimmt den Schriftführer aus der Mitte der 
Versammlung. 
 
(5) 
Die von der Satzungsversammlung gefaßten Be-
schlüsse treten mit dem ersten Tag des dritten Monats 
in Kraft, der auf die Veröffentlichung in den für Verlaut-
barungen der Bundesrechtsanwaltskammer bestimm-
ten Presseorganen folgt. 

(1)  
Den Vorsitz der Satzungsversammlung führt der Prä-
sident der Bundesrechtsanwaltskammer. Der Vorsit-
zende bestimmt den Schriftführer aus der Mitte der 
Satzungsversammlung. 
 
(5) 
Die von der Satzungsversammlung gefaßten Be-
schlüsse treten mit dem ersten Tag des dritten Monats 
in Kraft, der auf die Veröffentlichung in den für Verlaut-
barungen der Bundesrechtsanwaltskammer bestimm-
ten Presseorganen folgt. 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 191e „Prüfung von Be-
schlüssen der Satzungsver-
sammlung durch die Auf-
sichtsbehörde“ 

Die Satzung tritt drei Monate nach Übermittlung an das 
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucher-
schutz in Kraft, soweit nicht das Bundesministerium 
der Justiz und für Verbraucherschutz die Satzung oder 
Teile derselben aufhebt. 

(1)  
Der Vorsitzende der Satzungsversammlung hat die 
von der Satzungsversammlung gefassten Beschlüsse 
zur Berufsordnung dem Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz zuzuleiten. Dieses kann die 
Beschlüsse oder Teile derselben innerhalb von drei 
Monaten nach Zugang im Rahmen seiner Staatsauf-
sicht (§ 176 Absatz 2) aufheben. Beabsichtigt es eine 
Aufhebung, soll es der Bundesrechtsanwaltskammer 
zuvor Gelegenheit zur Stellungnahme geben. 
(2)  
Die von der Satzungsversammlung gefassten Be-
schlüsse sind in den für die Verlautbarungen der Bun-
desrechtsanwaltskammer bestimmten Presseorganen 
zu veröffentlichen, sofern sie nicht der Aufhebung un-
terfallen. Sie treten am ersten Tag des dritten auf die 
Veröffentlichung folgenden Monats in Kraft. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 204 Abs. 3 „Vollstreckung (3)  (3)  Am Tag nach der 
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der anwaltsgerichtlichen Maß-
nahmen“ 

Die Geldbuße (§ 114 Abs. 1 Nr. 3) wird auf Grund ei-
ner von dem Vorsitzenden der Kammer des Anwalts-
gerichts erteilten, mit der Bescheinigung der Rechts-
kraft versehenen beglaubigten Abschrift der Entschei-
dungsformel nach den Vorschriften vollstreckt, die für 
die Vollstreckung von Urteilen in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten gelten. Sie fließt der Rechtsanwaltskam-
mer zu. Die Vollstreckung wird von der Rechtsanwalts-
kammer betrieben. 

Die Geldbuße (§ 114 Abs. 1 Nr. 3) wird auf Grund ei-
ner von dem Vorsitzenden der Kammer des Anwalts-
gerichts erteilten, mit der Bescheinigung der Rechts-
kraft versehenen beglaubigten Abschrift der Entschei-
dungsformel nach den Vorschriften vollstreckt, die für 
die Vollstreckung von Urteilen in bürgerlichen Rechts-
streitigkeiten gelten. § 767 der Zivilprozessordnung gilt 
mit der Maßgabe, dass Einwendungen, die den 
Anspruch selbst betreffen, nur insoweit zulässig sind, 
als sie nicht im anwaltsgerichtlichen Verfahren geltend 
gemacht werden konnten. Solche Einwendungen sind 
im Wege der Klage bei dem in § 797 Absatz 5 der 
Zivilprozessordnung bezeichneten Gericht geltend zu 
machen. Sie fließt der Rechtsanwaltskammer zu. Die 
Vollstreckung wird von der Rechtsanwaltskammer 
betrieben. 
 

Verkündung. 

§ 205a „Tilgung“ (1)  
Eintragungen in den über den Rechtsanwalt geführten 
Akten über eine Warnung sind nach fünf, über einen 
Verweis oder eine Geldbuße nach zehn Jahren zu 
tilgen, auch wenn sie nebeneinander verhängt wurden. 
Die über diese anwaltsgerichtlichen Maßnahmen ent-
standenen Vorgänge sind aus den über den Rechts-
anwalt geführten Akten zu entfernen und zu vernich-
ten. Nach Ablauf der Frist dürfen diese Maßnahmen 
bei weiteren anwaltsgerichtlichen Maßnahmen nicht 
mehr berücksichtigt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

(1)  
Eintragungen in den über den Rechtsanwalt geführten 
Akten über die in Satz 4 genannten Maßnahmen und 
Entscheidungen sind nach Ablauf der in Satz 4 be-
stimmten Fristen zu tilgen. Dabei sind die über diese 
Maßnahmen und Entscheidungen entstandenen Vor-
gänge aus den Akten zu entfernen und zu vernichten. 
Die Sätze 1 und 2 gelten sinngemäß, wenn die Akten 
über den Rechtsanwalt elektronisch geführt werden. 
Die Fristen betragen 
1.  
fünf Jahre bei 

a) Warnungen, 
b) Rügen, 
c) Belehrungen, 
d) strafgerichtlichen Verurteilungen und ande-     
    ren Entscheidungen in Verfahren wegen  
    Straftaten, Ordnungswidrigkeiten oder der  
    Verletzung von Berufspflichten, die nicht zu  
    einer anwaltsgerichtlichen Maßnahme oder  
    Rüge geführt haben; 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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(2)  
Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem die anwaltsge-
richtliche Maßnahme unanfechtbar geworden ist. 
(3)  
Die Frist endet nicht, solange gegen den Rechtsanwalt 
ein Strafverfahren, ein anwaltsgerichtliches oder ein 
berufsgerichtliches Verfahren oder ein Disziplinarver-
fahren schwebt, eine andere berufsgerichtliche Maß-
nahme oder bei Anwaltsnotaren eine Disziplinarmaß-
nahme berücksichtigt werden darf oder ein auf Geld-
buße lautendes Urteil noch nicht vollstreckt worden ist. 
(4)  
Nach Ablauf der Frist gilt der Rechtsanwalt als von 
anwaltsgerichtlichen Maßnahmen nicht betroffen. 
 
(5)  
Die Absätze 1 bis 4 gelten für Rügen des Vorstandes 
der Rechtsanwaltskammer entsprechend. Die Frist 
beträgt fünf Jahre. 
(6)  
Eintragungen über strafgerichtliche Verurteilungen 
oder über andere Entscheidungen in Verfahren wegen 
Straftaten, Ordnungswidrigkeiten oder der Verletzung 
von Berufspflichten, die nicht zu einer anwaltsgerichtli-
chen Maßnahme oder Rüge geführt haben, sowie über 
Belehrungen der Rechtsanwaltskammer sind auf An-
trag des Rechtsanwalts nach fünf Jahren zu tilgen. 
Absatz 1 Satz 2 sowie die Absätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend. 
 

2.  
zehn Jahre bei Verweisen und Geldbußen, auch wenn 
sie nebeneinander verhängt werden; 
3.  
20 Jahre bei Vertretungsverboten 
(§ 114 Absatz 1 Nummer 4). 
 
(2)  
Die Frist beginnt mit dem Tage, an dem die Maßnah-
me oder Entscheidung unanfechtbar geworden ist. 
(3)  
Die Frist endet nicht, solange gegen den Rechtsanwalt 
ein Strafverfahren, ein anwaltsgerichtliches oder ein 
berufsgerichtliches Verfahren oder ein Disziplinarver-
fahren schwebt, eine andere berufsgerichtliche Maß-
nahme oder bei Anwaltsnotaren eine Disziplinarmaß-
nahme berücksichtigt werden darf oder ein auf Geld-
buße lautendes Urteil noch nicht vollstreckt worden ist. 
(4)  
Nach Ablauf der Frist gilt der Rechtsanwalt als von den 
Maßnahmen oder Entscheidungen nach Absatz 1 nicht 
betroffen. 
(5)  
Die Absätze 1 bis 4 gelten für Rügen des Vorstandes 
der Rechtsanwaltskammer entsprechend. Die Frist 
beträgt fünf Jahre. 
(6)  
Eintragungen über strafgerichtliche Verurteilungen 
oder über andere Entscheidungen in Verfahren wegen 
Straftaten, Ordnungswidrigkeiten oder der Verletzung 
von Berufspflichten, die nicht zu einer anwaltsgerichtli-
chen Maßnahme oder Rüge geführt haben, sowie über 
Belehrungen der Rechtsanwaltskammer sind auf An-
trag des Rechtsanwalts nach fünf Jahren zu tilgen. 
Absatz 1 Satz 2 sowie die Absätze 2 und 3 gelten ent-
sprechend. 
 

§ 207 „Verfahren, berufliche (1)  (1)  Am Tag nach der 
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Stellung“ Dem Antrag auf Aufnahme ist eine Bescheinigung der 
im Herkunftsstaat zuständigen Behörde über die Zu-
gehörigkeit zu dem Beruf beizufügen. Diese Beschei-
nigung ist der Rechtsanwaltskammer jährlich neu vor-
zulegen. Kommt das Mitglied der Rechtsanwaltskam-
mer dieser Pflicht nicht nach oder fallen die Vorausset-
zungen des § 206 weg, ist die Aufnahme in die 
Rechtsanwaltskammer zu widerrufen. 
(2)  
Für die Entscheidung über den Antrag, die Rechtsstel-
lung nach Aufnahme in die Rechtsanwaltskammer 
sowie die Rücknahme und den Widerruf der Aufnahme 
in die Rechtsanwaltskammer gelten sinngemäß der 
Zweite Teil mit Ausnahme der §§ 4 bis 6, 12 und 12a, 
der Dritte und Vierte Teil, der Vierte Abschnitt des 
Fünften Teils, der Sechste, Siebente, Zehnte, Elfte und 
Dreizehnte Teil dieses Gesetzes. Vertretungsverbote 
nach § 114 Abs. 1 Nr. 4 sowie den §§ 150 und 161a 
sind für den Geltungsbereich dieses Gesetzes auszu-
sprechen. An die Stelle der Ausschließung aus der 
Rechtsanwaltschaft (§ 114 Abs. 1 Nr. 5) tritt das Ver-
bot, im Geltungsbereich dieses Gesetzes fremde 
Rechtsangelegenheiten zu besorgen; mit der Rechts-
kraft dieser Entscheidung verliert der Verurteilte die 
Mitgliedschaft in der Rechtsanwaltskammer. 
 
 
 
 
 
(3)  
Der Anwalt hat bei der Führung seiner Berufsbezeich-
nung den Herkunftsstaat anzugeben. Er ist berechtigt, 
im beruflichen Verkehr zugleich die Bezeichnung "Mit-
glied der Rechtsanwaltskammer" zu verwenden. 

Dem Antrag auf Aufnahme ist eine Bescheinigung der 
im Herkunftsstaat zuständigen Behörde über die Zu-
gehörigkeit zu dem Beruf beizufügen. Diese Beschei-
nigung ist der Rechtsanwaltskammer jährlich neu vor-
zulegen. Kommt der niedergelassene ausländische 
Rechtsanwalt dieser Pflicht nicht nach oder fallen die 
Voraussetzungen des § 206 weg, ist die Aufnahme in 
die Rechtsanwaltskammer zu widerrufen. 
(2)  
Für die Entscheidung über den Antrag, die Rechtsstel-
lung nach Aufnahme in die Rechtsanwaltskammer 
sowie die Rücknahme und den Widerruf der Aufnahme 
in die Rechtsanwaltskammer gelten sinngemäß der 
Zweite Teil mit Ausnahme der §§ 4, 12 Absatz 2 
Nummer 1 und Absatz 4 sowie der §§ 12a und 17, der 
Dritte und Vierte Teil, der Vierte Abschnitt des Fünften 
Teils, der Sechste, Siebente, Zehnte, Elfte und Drei-
zehnte Teil dieses Gesetzes sinngemäß sowie die 
aufgrund von § 31c erlassene Rechtsverordnung. Für 
die Berufshaftpflichtversicherung gilt § 7 Absatz 1 und 
2 des Gesetzes über die Tätigkeit europäischer 
Rechtsanwälte in Deutschland entsprechend. Vertre-
tungsverbote nach § 114 Abs. 1 Nr. 4 sowie den §§ 
150 und 161a sind für den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes auszusprechen. An die Stelle der Ausschlie-
ßung aus der Rechtsanwaltschaft (§ 114 Abs. 1 Nr. 5) 
tritt das Verbot, im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
fremde Rechtsangelegenheiten zu besorgen; mit der 
Rechtskraft dieser Entscheidung verliert der Verurteilte 
die Mitgliedschaft in der Rechtsanwaltskammer. 
(3)  
Der niedergelassene ausländische Rechtsanwalt hat 
bei der Führung seiner Berufsbezeichnung den Her-
kunftsstaat in deutscher Sprache anzugeben. 
Wurde er als Syndikusrechtsanwalt in die Rechtsan-
waltskammer aufgenommen, hat er seiner Berufsbe-
zeichnung zudem die Bezeichnung „Syndikus“ in 
Klammern nachzustellen. Der niedergelassene aus-
ländische Rechtsanwalt ist berechtigt, im beruflichen 
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Verkehr zugleich die Bezeichnung „Mitglied der 
Rechtsanwaltskammer" zu verwenden. 
(4)  
Für die Anwendung der Vorschriften des Strafgesetz-
buches über die Straflosigkeit der Nichtanzeige ge-
planter Straftaten (§ 139 Absatz 3 Satz 2), über 
die Gebührenüberhebung (§ 352) und über den Partei-
verrat (§ 356) stehen niedergelassene ausländische 
Rechtsanwälte den Rechtsanwälten und Anwälten 
gleich. 

§ 209 Abs. 1 „Kammermit-
gliedschaft von Inhabern einer 
Erlaubnis nach dem Rechtsbe-
ratungsgesetz“ 

(1)  
Natürliche Personen, die im Besitz einer uneinge-
schränkt oder unter Ausnahme lediglich des Sozial- 
oder Sozialversicherungsrechts erteilten Erlaubnis zur 
geschäftsmäßigen Rechtsbesorgung sind, sind auf 
Antrag in die für den Ort ihrer Niederlassung zuständi-
ge Rechtsanwaltskammer aufzunehmen. Sie dürfen im 
beruflichen Verkehr zugleich die Bezeichnung "Mitglied 
der Rechtsanwaltskammer" führen. Für die Entschei-
dung über den Antrag, die Rechtsstellung nach Auf-
nahme in die Rechtsanwaltskammer sowie die Aufhe-
bung oder das Erlöschen der Erlaubnis gelten sinnge-
mäß der Zweite Teil mit Ausnahme der §§ 4 bis 6, 12 
und 12a, der Dritte und Vierte Teil, der Vierte Abschnitt 
des Fünften Teils, der Sechste, Siebente, Zehnte, Elfte 
und Dreizehnte Teil dieses Gesetzes. Der Erlaubnisin-
haber kann auf besondere Kenntnisse in einem der in 
§ 43c Abs. 1 Satz 2 genannten Gebiete durch den 
Zusatz "Fachgebiet" mit höchstens zwei der in § 43c 
Abs. 1 Satz 2 geregelten Gebiete hinweisen. 

(1)  
Natürliche Personen, die im Besitz einer uneinge-
schränkt oder unter Ausnahme lediglich des Sozial- 
oder Sozialversicherungsrechts erteilten Erlaubnis zur 
geschäftsmäßigen Rechtsbesorgung sind, sind auf 
Antrag in die für den Ort ihrer Niederlassung zuständi-
ge Rechtsanwaltskammer aufzunehmen. Sie dürfen im 
beruflichen Verkehr zugleich die Bezeichnung "Mitglied 
der Rechtsanwaltskammer" führen. Für die Entschei-
dung über den Antrag, die Rechtsstellung nach Auf-
nahme in die Rechtsanwaltskammer sowie die Aufhe-
bung oder das Erlöschen der Erlaubnis gelten sinnge-
mäß der Zweite Teil mit Ausnahme der §§ 4 und 12 
Absatz 2 Nummer 1 und Absatz 4 sowie der §§ 12a 
und 17, der Dritte und Vierte Teil, der Vierte Abschnitt 
des Fünften Teils, der Sechste, Siebente, Zehnte, Elfte 
und Dreizehnte Teil dieses Gesetzes sinngemäß sowie 
die aufgrund von § 31c erlassene Rechtsverordnung. 
Der Erlaubnisinhaber kann auf besondere Kenntnisse 
in einem der in § 43c Abs. 1 Satz 2 genannten Gebiete 
durch den Zusatz "Fachgebiet" mit höchstens zwei der 
in § 43c Abs. 1 Satz 2 geregelten Gebiete hinweisen. 
 

Am Tag nach der 
Verkündung. 

§ 214 „Befreiung von der Vo-
raussetzung der Befähigung 
zum Richteramt“ 

§ 214 wird zu § 211 BRAO § 211 Befreiung von der Voraussetzung der Befähi-
gung zum Richteramt 
 
(1)  
Die Befähigung zur anwaltlichen Tätigkeit besitzen 

Am Tag nach der 
Verkündung. 
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auch Personen, die bis zum 9. September 1996 die 
fachlichen Voraussetzungen für die Zulassung zur 
Rechtsanwaltschaft nach § 4 des Rechtsanwaltsgeset-
zes vom 13. September 1990 (GBl. I Nr. 61 S. 1504) 
erfüllt haben. 
(2)  
Rechtsanwälte, die schon nach dem Rechtsanwalts-
gesetz vom 13. September 1990 zugelassen waren 
oder die auf Grundlage des Absatzes 1 zugelassen 
sind, erfüllen die Voraussetzung der Befähigung zum 
Richteramt gemäß § 93 Abs. 1 Satz 3 und § 101 Abs. 
1 Satz 2. 

§ 215 „Übergangsregelung“ (1)  
Die vor dem 1. September 2009 eingeleiteten Verwal-
tungsverfahren in Anwaltssachen werden in der Lage, 
in der sie sich an diesem Tag befinden, nach diesem 
Gesetz in der ab diesem Tag geltenden Fassung fort-
geführt, soweit nichts anderes bestimmt ist. Maßnah-
men, die auf Grund des bis zum 31. August 2009 gel-
tenden Rechts getroffen worden sind, bleiben rechts-
wirksam. Auf Verwaltungsverfahren in Anwaltssachen, 
die vor dem 1. September 2009 eingeleitet wurden, 
sind die bis zu diesem Tag geltenden kostenrechtli-
chen Regelungen weiter anzuwenden. 
(2)  
Die Zulässigkeit von Rechtsbehelfen gegen Entschei-
dungen, die vor dem 1. September 2009 ergangen 
sind, bestimmt sich ebenso wie das weitere Verfahren 
nach dem bis zu diesem Tag geltenden Recht. 
(3)  
Die vor dem 1. September 2009 anhängigen gerichtli-
chen Verfahren in verwaltungsrechtlichen Anwaltssa-
chen werden nach den bis zu diesem Tag geltenden 
Bestimmungen einschließlich der kostenrechtlichen 
Regelungen fortgeführt. 
(4)  
Die Verpflichtung der Rechtsanwaltskammer nach § 31 
Absatz 3 Nummer 2 und 3, den Namen der Kanzlei 

aufgehoben Am Tag nach der 
Verkündung. 
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und der Zweigstellen einzutragen, besteht erst ab dem 
1. Januar 2017. § 31a ist, soweit das Mitglied der 
Rechtsanwaltskammer als Syndikusrechtsanwalt nach 
§ 46a eingetragen ist, erst ab dem 1. Oktober 2016 
anzuwenden. 

 


